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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

In der Herbstsession 2021 verlängerte der Ständerat die Behandlungsfrist der Tessiner
Standesinitiative zur Überprüfung der Strafrahmen für Gewalt und Drohung gegen
Behörden und Beamte zum dritten Mal um weitere zwei Jahre. Das Anliegen sei
Gegenstand der laufenden Differenzbereinigung im Entwurf zur
Strafrahmenharmonisierung; deren Ergebnis soll abgewartet werden, bevor mit der
Standesinitiative weiter verfahren wird, erklärte Beat Rieder (mitte, VS) als Sprecher der
zuständigen RK-SR. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.09.2021
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2021 verlängerte der Ständerat die Behandlungsfrist der Genfer
Standesinitiative zur Neudefinition des Rechtsbegriffes der Vergewaltigung im
Strafgesetzbuch erneut um zwei Jahre. Das Anliegen sei Gegenstand der laufenden
Revision des Sexualstrafrechts; deren Abschluss soll abgewartet werden, bevor mit der
Standesinitiative weiter verfahren wird, erklärte Beat Rieder (mitte, VS) als Sprecher der
zuständigen RK-SR. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.09.2021
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2021 verlängerte der Ständerat die Behandlungsfrist der
parlamentarischen Initiative Jositsch (sp, ZH) für Mindeststrafen bei sexuellen
Handlungen gegenüber Kindern unter 16 Jahren erneut um zwei Jahre. Das Anliegen
sei Gegenstand der laufenden Revision des Sexualstrafrechts; deren Abschluss soll
abgewartet werden, bevor mit der parlamentarischen Initiative weiter verfahren wird,
erklärte Beat Rieder (mitte, VS) als Sprecher der zuständigen RK-SR. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.09.2021
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2021 nahm sich der Ständerat als Zweitrat der Änderung des DNA-
Profil-Gesetzes an. Er trat ohne Gegenantrag auf das Geschäft ein. Wie bereits den
Nationalrat beschäftigte auch den Ständerat die Frage, welche äusserlichen Merkmale
für die Phänotypisierung aus einer DNA-Spur ermittelt werden dürfen bzw. ob die Liste
im Gesetz abschliessend sein soll. Der Bundesrat hatte im Entwurf eine
Delegationsnorm vorgesehen, die es ihm erlaubt, in Abhängigkeit vom technischen
Fortschritt weitere äusserliche Merkmale – zusätzlich zu den im Gesetzestext explizit
genannten Augen-, Haar- und Hautfarbe, biogeografische Herkunft und Alter – für die
Phänotypisierung zuzulassen. Der Nationalrat hatte diese Bestimmung entgegen dem
Antrag seiner Kommissionsmehrheit bestätigt. Der Ständerat tat es ihm nun gleich; die
Minderheit Sommaruga (sp, GE), die die Streichung der Delegationsnorm forderte,
unterlag mit 26 zu 17 Stimmen. Anders als die Volkskammer sprach sich der Ständerat
indes gegen die generelle Möglichkeit aus, nach einem Suizid ein DNA-Profil der toten
Person zu erstellen. Für die vorberatende RK-SR sei eine solche Stigmatisierung von
Suiziden unverständlich, zumal sich die meisten Suizide ohne vorherige Straftat
ereigneten, erläuterte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS). Bestünden
Anzeichen auf einen Zusammenhang mit einer Straftat, könne die Staatsanwaltschaft
bereits nach geltendem Recht ein DNA-Profil erstellen lassen. Die kleine Kammer folgte
ihrer Kommission diesbezüglich stillschweigend und kehrte damit zur bundesrätlichen
Version zurück. Differenzen zur Fassung des Bundesrats schuf der Ständerat hingegen
bei den Regeln über die Löschung von DNA-Profilen. Einerseits entschied die
Kantonskammer, dass DNA-Profile von Beschuldigten im Falle eines Freispruchs, einer
Nichtanhandnahme oder einer Einstellung des Verfahrens nur mit Genehmigung des
Zwangsmassnahmengerichts weiter aufbewahrt werden dürfen. Der Bundesrat wollte
diese Entscheidung der Staatsanwaltschaft überlassen. Justizministerin Karin Keller-
Sutter brachte der ständerätlichen Lösung Skepsis entgegen, verzichtete angesichts des
einstimmigen Kommissionsbeschlusses jedoch auf eine Abstimmung und kündigte an,
die Frage im Nationalrat noch einmal zur Diskussion zu bringen. Andererseits setzte der
Ständerat die Löschfrist für DNA-Profile von schuldunfähigen Täterinnen und Tätern auf
zwanzig Jahre fest. Der Bundesrat hätte diese Frist, so die EJPD-Chefin, in der
Verordnung regeln wollen, begrüsste aber die «grössere Klarheit und Transparenz» des
Kommissionsantrages, worauf dieser stillschweigend gutgeheissen wurde. Als Letztes

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2021
KARIN FRICK
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diskutierte die kleine Kammer die Frage, bei welchen Delikten Phänotypisierung und
Verwandtenrecherche eingesetzt werden dürfen. Der Nationalrat hatte den
bundesrätlichen Vorschlag gutgeheissen, der diese Methoden für alle Verbrechen, d.h.
Delikte mit Strafandrohung von mehr als drei Jahren Freiheitsstrafe, vorgesehen hatte.
Der ständerätlichen Kommission war dieser Anwendungsbereich zu breit; sowohl die
Mehrheit als auch die Minderheit beantragten daher die Einführung eines – mehr oder
weniger umfassenden – Deliktkatalogs. Mit 31 zu 12 Stimmen nahm der Ständerat den
enger gefassten Katalog der Kommissionsmehrheit an, der nur die schwersten Delikte
abdeckt, insbesondere Gewalt- und Sexualdelikte. Nicht anwendbar sein sollen die
neuen Ermittlungsverfahren demnach bei Vermögensdelikten wie Diebstahl oder
Hehlerei. Dem so angepassten Entwurf stimmte die Ständekammer in der
Gesamtabstimmung einstimmig zu. 4

Im November 2020 äusserte der Kanton Genf mittels Standesinitiative die Forderung,
eine Revision des Sexualstrafrechts vorzunehmen. Konkret müssten die Bestimmungen
des Sexualstrafrechts so geändert werden, dass die Verletzung der sexuellen Integrität
bereits beim fehlenden Einverständnis ansetze, die beiden Tatbestandsmerkmale der
Gewalt und Drohung gestrichen und ein Straftatbestand der sexuellen Belästigung
geschaffen werde. Die strafrechtliche Ahndung sexueller Gewalt und Belästigung sei ein
öffentliches Interesse und dürfe nicht vernachlässigt werden, damit solches Verhalten
nicht ungestraft bleibe. Obschon die Schweiz 2018 mit der Ratifizierung der Istanbul-
Konvention den richtigen Weg eingeschlagen habe, setze das Schweizer Strafrecht –
anders als in der Konvention vorgesehen – noch immer das Tatbestandsmerkmal der
Unfähigkeit zum Widerstand voraus. Dies führe dazu, dass von den 22 Prozent der
Frauen, welche in ihrem Leben bereits Opfer von Eingriffen in die sexuelle Integrität
geworden seien, dies nur 8 Prozent der Polizei meldeten. Ein nicht vorliegendes
Einverständnis müsse zur Erfüllung dieses Tatbestands allerdings ausreichen, so der
Kanton. 
Die RK-SR beantragte ihrem Rat im November 2021 einstimmig, der Standesinitiative
keine Folge zu geben. In ihrem Bericht begründete sie dies damit, dass sie auf Basis der
abgeschlossenen Vernehmlassung zur Sexualstrafrechtsrevision bereits einen Entwurf
ausarbeite und es als wenig sinnvoll erachte, parallel noch weitere Anpassungen in
diesem Bereich vorzunehmen. Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS) fügte im
Ratsplenum an, dass das Anliegen sicherlich in der zu erwartenden kontroversen
Debatte über die Revision des Sexualstrafrechts zur Diskussion kommen werde. Die
Kantonskammer folgte dem Antrag ihrer Kommission stillschweigend und gab der
Standesinitiative in der Wintersession 2021 keine Folge. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
CATALINA SCHMID

Nachdem die Räte unterschiedliche Urteile über die Unterstützungswürdigkeit der St.
Galler Standesinitiative für die Aufhebung der Verjährungsfrist für die schwersten
Verbrechen gefällt hatten, prüfte die RK-SR das Anliegen im Oktober 2021 zum zweiten
Mal. Sie blieb bei ihrem Standpunkt und empfahl die Initiative mit 8 zu 5 Stimmen ein
zweites Mal zur Ablehnung, während die Minderheit wiederum Folgegeben beantragte.
Im Ständeratsplenum in der Wintersession 2021 schloss Minderheitssprecher Daniel
Jositsch (sp, ZH) sein Votum mit der Feststellung, dass die Zeit heute auf der Seite der
Mörderinnen und Mörder sei; die Standesinitiative wolle dagegen, dass die Zeit auf der
Seite der Opfer sei. Auf der Gegenseite argumentierte Beat Rieder (mitte, VS), es sei ein
«Märchen, dass Cold Cases nach dreissig, vierzig Jahren aufgeklärt werden könnten».
Mathias Zopfi (gp, GL) fügte an, es sei fast unmöglich, nach so langer Zeit einen Mord zu
beweisen, weil es für die Qualifizierung einer Tötung als Mord eine Absicht, ein Motiv
brauche, was mit einer DNA-Spur nicht nachgewiesen werden könne. Am Ende einer
engagierten Debatte gab die Ständekammer der Standesinitiative mit 21 zu 20 Stimmen
knapp Folge. Die zuständige Kommission wird nun eine entsprechende Gesetzesvorlage
ausarbeiten. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
KARIN FRICK

In der Frühjahrssession 2022 befasste sich der Ständerat im Rahmen eines Postulats
der RK-SR mit aussergewöhnlichen Todesfällen. Die RK-SR wollte den Bundesrat damit
beauftragen, einen Bericht zur Dunkelziffer bei nicht natürlichen Todesfällen zu
erstellen sowie den Artikel 253 StPO auf Schwachstellen und allfälligen Handlungsbedarf
zu prüfen. Laut Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) befürchtete die RK-SR,
dass hinsichtlich der Bestimmung nicht natürlicher Todesfälle ein grosses
Fehlerpotenzial bestehe und nicht natürliche Todesfälle teilweise unentdeckt blieben.
Gegen das Postulat sprach sich Jakob Stark (svp, TG) mit einem Einzelantrag aus. Stark

POSTULAT
DATUM: 15.03.2022
LENA BALTISSER
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bemängelte, dass die «Postulatsbegründung [...] äusserst dünn» sei, dass die
Untersuchung nicht natürlicher Todesfälle bereits weitgehend durchgeführt werde und
dass solche Untersuchungen für die Angehörigen eine grosse Belastung bedeuten
könnten. Als Antwort auf Starks Votum unterstrichen Beat Rieder (mitte, VS) und
Bundesrätin Karin Keller-Sutter, dass die Anliegen und ungeklärten Fragen Starks
durchaus in dem offen gestalteten Postulat aufgenommen werden könnten und
plädierten für Annahme des Postulats. Der Ständerat nahm das Postulat schliesslich mit
35 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 7

In der Sommersession 2022 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der Revision des
Sexualstrafrechts. Unbestritten war, dass die Reform notwendig sei, weil die geltenden
Normen nicht mehr zeitgemäss seien. Sowohl im Rat als auch in den Medien war
vielerseits von einem «Quantensprung» die Rede. Der Rat trat denn auch ohne
Gegenantrag auf das Geschäft ein. Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter bezeichnete
die Abschaffung des Nötigungselements beim Vergewaltigungstatbestand als
«Meilenstein». Gleichzeitig warnte sie aber davor, zu hohe Erwartungen in diese
Revision zu setzen: Sie sei zwar «ein wichtiger Schritt», werde aber
«Beweisschwierigkeiten bei Sexualdelikten als typische Vieraugendelikte nicht
beseitigen».

Kernpunkt der Revision war die Neufassung der Tatbestände der sexuellen Nötigung
und der Vergewaltigung (Art. 189 und 190 StGB). So war denn auch die Debatte im
Ständerat geprägt von der Frage, wann eine Vergewaltigung eine Vergewaltigung ist bzw.
ob eine sexuelle Handlung strafbar sein soll, wenn sie «gegen den Willen» oder aber
«ohne Einwilligung» der betroffenen Person vorgenommen wird. Während sich der
Bundesrat und die Mehrheit der RK-SR für die Widerspruchslösung aussprachen («Nein
heisst Nein»), wollte eine Minderheit Mazzone (gp, GE) das Zustimmungsprinzip («Nur
Ja heisst Ja») im Gesetz verankern. Einig war man sich weitgehend darin, dass sich die
beiden Varianten in Bezug auf die konkreten Konsequenzen für die Strafrechtspraxis im
Endeffekt kaum unterscheiden. Ob die Staatsanwaltschaft das Nein oder das «Nicht-
Ja» beweisen müsse, letztlich werde in beiden Fällen «das ablehnende Signal» gesucht,
erklärte Andrea Caroni (fdp, AR), der der Kommissionsmehrheit angehörte. Auch wenn
eine Person im Laufe eines sexuellen Kontakts, dem sie anfänglich zugestimmt hat, ihre
Meinung ändere, müsse sich dieser Meinungsumschwung auf irgendeine Weise
manifestieren, also durch ein Nein oder konkludentes ablehnendes Verhalten – etwa
Kopfschütteln, eine abwehrende Geste oder Weinen – zum Ausdruck gebracht werden,
ergänzte Bundesrätin Keller-Sutter. Je nach Situation mutiere die Zustimmungslösung
demnach zur Widerspruchslösung, weshalb Letztere praxisnäher und transparenter sei,
so die Justizministerin. Minderheitsvertreterin Mazzone argumentierte, von der
Widerspruchslösung würden jene Fälle nicht erfasst, in denen das Opfer in einen
Schockzustand gerate und zu jeglicher Äusserung von Widerstand unfähig sei; hier
könne nur auf die fehlende Einwilligung abgestellt werden. Bundesrätin Keller-Sutter
versicherte jedoch, die Fälle von sogenanntem Freezing würden vom
Mehrheitsvorschlag ebenfalls abgedeckt. Wenn das Opfer widerstandsunfähig sei, sei es
entweder durch Einschüchterung oder Drohung in diesen Zustand gebracht worden –
dann liege eine Nötigung vor – oder es sei zwar selbst in diesen Zustand geraten, der
Täter oder die Täterin nutze diesen Umstand aber aus, womit eine Schändung nach Art.
191 StGB vorliege.
Einig waren sich beide Lager wiederum darin, dass sich die beiden Varianten sehr wohl
in der Symbolik unterschieden, die die Strafnorm an die Gesellschaft aussende. Lisa
Mazzone fragte rhetorisch, ob es denn nicht in der Verantwortung der sexuell
handelnden Person liege, sich im Zweifelsfall über den Willen des passiven Gegenübers
zu erkundigen; sonst gehe die handelnde Person eben das Risiko ein, eine Straftat zu
begehen. Gemäss Eva Herzog (sp, BS) bringe das Prinzip «Nur Ja heisst Ja» zum
Ausdruck, dass sich bei Sexualkontakten zwei Menschen auf Augenhöhe begegnen. Die
Grundeinstellung, dass Frauen oft Nein sagten, aber schon Ja meinten, sei immer noch
verbreitet und es gehe «um eine Veränderung der Bilder in den Köpfen». Die
Kommissionsmehrheit sah es indes nicht als Aufgabe des Strafrechts, die Gesellschaft
zu erziehen. Deren Mitglied Beat Rieder (mitte, VS) befürchtete gar eine «falsche
Kriminalisierung der Sexualität», indem sexuelle Kontakte grundsätzlich als strafbar
angesehen würden, ausser das Gegenüber habe zugestimmt. Die Widerspruchslösung
gehe hingegen davon aus, dass sexuelle Kontakte «in aller Regel im gegenseitigen
Einverständnis» erfolgten und verkörpere damit eine «positive Sichtweise auf die
Sexualität». Mit 25 zu 18 Stimmen sprach sich der Ständerat für die Variante der
Kommissionsmehrheit und damit für «Nein heisst Nein» aus. Ein Einzelantrag Gmür-
Schönenberger (mitte, LU), der die Widerspruchslösung anders formulieren wollte, um

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2022
KARIN FRICK
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das Freezing deutlicher zu erfassen, scheiterte mit 23 zu 10 Stimmen bei 10
Enthaltungen.

In einem zweiten Schritt befasste sich die Kantonskammer mit der Abschaffung des
Nötigungselements in den beiden Tatbeständen von Art. 189 und 190 StGB. Die
Kommission schlug dazu ein Kaskadenprinzip vor: Der Grundtatbestand im jeweiligen
Absatz 1 deckt demnach sexuelle Handlungen gegen den Willen einer Person ab. Wird
das Opfer genötigt, kommt dies gemäss Absatz 2 erschwerend hinzu. Absatz 3 regelt die
zusätzliche Erschwernis der Grausamkeit sowie des Einsatzes einer gefährlichen Waffe
oder eines gefährlichen Gegenstandes. Werner Salzmann (svp, BE) brachte indessen mit
einem Einzelantrag den Vorschlag aus dem Vernehmlassungsentwurf wieder aufs Tapet.
Dieser hatte für sexuelle Übergriffe ohne Nötigung einen eigenen Tatbestand
vorgesehen, während das Nötigungselement bei den Tatbeständen der sexuellen
Nötigung und der Vergewaltigung erhalten bleiben sollte. Salzmann gab zu bedenken,
dass es ein falsches Signal an die Gesellschaft aussenden würde, wenn unter der
Bezeichnung «Vergewaltigung» künftig noch geringere Strafen ausgesprochen würden –
«[w]ir haben jetzt schon lächerlich milde Strafen für Vergewaltigungen» –, weil auch
Verletzungen der sexuellen Integrität ohne Nötigung hierunter subsumiert würden.
Kommissionssprecher Sommaruga (sp, GE) und Bundesrätin Keller-Sutter hielten dem
entgegen, dass dieses Konzept in der Vernehmlassung auf breite Kritik gestossen war,
weil damit «eine Art unechte oder minderwertige Vergewaltigung» geschaffen würde,
wie es die Justizministerin ausdrückte. Mit 39 zu 4 Stimmen befürwortete der Ständerat
die Kaskadenlösung klar.
Weiter diskutierte die Ständekammer die Höhe der Strafen für die neu gefassten
Tatbestände der sexuellen Nötigung und der Vergewaltigung. Mit mehreren
Einzelanträgen wollte Werner Salzmann die Mindeststrafen für verschiedene
Tatbestände erhöhen, blieb damit aber chancenlos. Die grosse Mehrheit der kleinen
Kammer wollte den Ermessensspielraum der Gerichte nicht zu stark einschränken, weil
stets auch der denkbar mildeste Fall adäquat bestraft werden können müsse. Eine
Minderheit Engler (mitte, GR) beantragte gegenüber der Kommissionsmehrheit eine
höhere Mindeststrafe für Vergewaltigung mit Nötigung (neu Art. 190 Abs. 2 StGB). Die
Kommissionsmehrheit hatte hier mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe vorgesehen. Die
Minderheit Engler forderte mindestens zwei Jahre Freiheitsstrafe, damit hier keine
bedingten Strafen ausgesprochen werden können. Diesen Minderheitsantrag hiess der
Ständerat mit 23 zu 20 Stimmen gut.

Am zweiten Tag der Behandlung stimmte die Kantonskammer mit 37 zu 6 Stimmen dem
Antrag ihrer Kommissionsmehrheit zu, mit Art. 197a einen neuen Tatbestand für
Rachepornografie im StGB zu verankern. Dieser stellt das unbefugte Weiterleiten von
nicht öffentlichen sexuellen Inhalten unter Strafe. Der Bundesrat hatte vergeblich für
dessen Ablehnung plädiert. Er hätte zuerst den genauen Handlungsbedarf abklären
wollen, was er im Bericht zum Postulat 21.3969 zu tun im Begriff sei, wie Bundesrätin
Keller-Sutter erläuterte.
Mit einem ebenfalls neuen Art. 197b wollte Isabelle Chassot (mitte, FR) zudem das
Grooming, also das Anbahnen sexueller Kontakte mit Minderjährigen, unter Strafe
stellen. Die Kommission hatte nach der Vernehmlassung in ihrem Entwurf auf einen
solchen Artikel verzichtet, weil die versuchte sexuelle Handlung mit einem Kind oder die
versuchte Herstellung von Kinderpornografie bereits strafbar seien, wie Bundesrätin
Keller-Sutter anmerkte. Jemanden zu bestrafen, der noch nicht einmal einen Versuch
unternommen habe, wäre ein «Sündenfall im Strafrecht», urteilte Kommissionsmitglied
Daniel Jositsch (sp, ZH). Die Ständekammer lehnte den Antrag Chassot mit 21 zu 18
Stimmen bei 4 Enthaltungen schliesslich ab.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die Vorlage einstimmig an. Angesichts
der lauten gesellschaftlichen Forderungen nach einer «Nur-Ja-heisst-Ja»-Regelung im
Sexualstrafrecht wurde der Entscheid des Ständerats in den Medien ausführlich
kommentiert und auch kritisiert. Das enttäuschte Lager setzte die Hoffnung nun in den
Nationalrat. 8
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Privatrecht

Die Motion Buffat (svp, VD) scheiterte in der Sommersession 2021 im Ständerat mit 26
zu 19 Stimmen. Die ständerätliche Rechtskommission hatte zuvor kontrovers über den
Vorstoss für eine automatische Löschung einer getilgten betriebenen Forderung
diskutiert und sich schliesslich äusserst knapp gegen die Motion entschieden. Der
Mehrheitsantrag stütze sich auf zwei Argumente, so Kommissionssprecher Beat Rieder
(mitte, VS): Erstens würde bei einer Annahme der Motion der Anreiz wegfallen, die
Schulden frühzeitig zu begleichen, um eine Betreibung und damit den Eintrag ins
Register zu verhindern. Eine Zahlung im letzten Moment vor der Verpfändung reichte
dann noch immer aus, um den Eintrag zu löschen. Als Konsequenz könne dies zu einer
sinkenden Zahlungsmoral in der Bevölkerung führen. Zweitens würde die für
Drittpersonen relevante Aussagekraft der Betreibungsregistereinträge zur
Zahlungsmoral und dem Zahlungswillen einer Person verloren gehen. Bundesrätin Karin
Keller-Sutter stimmte dem zu und ergänzte, dass Betreibungsregistereinträge
grundsätzlich, unabhängig von den Gründen, Auskunft über Betreibungen einer Person
gäben und nicht zur Auskunft über einzelne offene Rechnungen oder Forderungen
dienten. 
Im Namen der Kommissionsminderheit, bestehend aus Ständerätinnen und Ständeräten
der Grünen und der SP, widersprach Céline Vara (gp, NE): Es könne jede Person
plötzlich in finanzielle Schwierigkeiten geraten und dadurch einer Betreibung
gegenüberstehen. Dies sei insbesondere in der Covid-19-Pandemie für zahlreiche
Selbstständige, Kurzarbeitsentschädigung-Beziehende und Personen, welche ihren Job
verloren hatten, zur Realität geworden. Diese Personen seien nicht zwingend schlechte
Zahlende, sondern seien unverschuldet in diese Situation geraten. Der Eintrag im
Betreibungsregister wirke sich in Form von sozialer Unsicherheit und persönlichen
Schwierigkeiten negativ auf die betroffenen Personen aus und könne weitere Nachteile
nach sich ziehen. Es gebe bei beglichenen oder ungerechtfertigten Betreibungen
keinen Grund, diese – einer moralischen Strafe gleichend – noch im Register stehen zu
lassen. Vara argumentierte zudem, dass es für Drittpersonen relevanter sei, in
Erfahrung zu bringen, ob die Person mit ihren Einkünften künftig finanziellen
Verpflichtungen nachkommen könne, als deren vergangene Betreibungen zu kennen.
Dennoch sprach sich die Ratsmehrheit für Ablehnung der Motion aus. 9

MOTION
DATUM: 31.05.2021
CATALINA SCHMID

Der Ständerat beriet in der Sommersession 2021 die Vorlage zur Änderung der
Zivilprozessordnung zwecks Verbesserung der Praxistauglichkeit und der
Rechtsdurchsetzung als Erstrat. In einer einstündigen Rede erläuterte Philippe Bauer
(fdp, NE) als Sprecher der vorberatenden RK-SR dem Ratsplenum die rund siebzig
punktuellen Neuerungen, bevor die Ständekammer ohne Gegenantrag auf das
weitgehend unbestrittene Geschäft eintrat. Bei den allermeisten vom Bundesrat
vorgeschlagenen Anpassungen habe sich die Kommission diskussionslos dem Bundesrat
angeschlossen, erklärte Berichterstatter Bauer, nur in etwa zehn Punkten sei die
Kommission vom bundesrätlichen Vorschlag abgewichen, aber auch dies in den meisten
Fällen einstimmig. Zudem habe die Kommission rund 15 neue Anpassungen in die
Vorlage aufgenommen. Im Ständerat sorgten dann insbesondere zwei Änderungen für
ausgiebigen Diskussionsbedarf: die Frage, ob die Kantone auch Englisch als
Verfahrenssprache zulassen sollen dürfen, und eine von der Kommission
vorgeschlagene Anpassung bei den vorsorglichen Massnahmen gegen Medien. 
Die Sprachendebatte entzündete sich am Ansinnen des Bundesrates, es den Kantonen
freizustellen, nicht mehr nur ihre Amtssprache, sondern auch andere Schweizer
Landessprachen und Englisch als Verfahrenssprachen zuzulassen. Eine Minderheit Hefti
(fdp, GL) beantragte, diesen Absatz zu streichen. «Wir öffnen hier, so fast nebenbei,
eine Schleuse, die mittel- und längerfristig unglaubliche Änderungen in der
Sprachenlandschaft Schweiz bewirken wird», gab Minderheitssprecher Hefti zu
bedenken. «Wir werden damit über kurz oder lang unsere Kultur bezüglich Sprache und
Recht und Umgang aufgeben, um nach angelsächsischer Fasson selig zu werden»,
menetekelte er. Ausserdem könnten sich andere Sprachen durch die Zulassung des
Englischen diskriminiert fühlen. Mitstreiter Beat Rieder (mitte, VS) sah zudem die
Gefahr, damit einen «Wettlauf zwischen den Kantonen» anzustossen, da
englischsprachige Gerichte für die Ansiedelung internationaler Konzerne von
Bedeutung seien. Für Bundesrätin Karin Keller-Sutter war der Standortaspekt gerade
ein Argument für die neue Klausel: Nur so könnten diejenigen Kantone, die sich dafür
interessierten, internationale Handelsgerichte schaffen. Mathias Zopfi (gp, GL)
wunderte sich indessen darüber, dass sich «gestandene Föderalisten» so sehr dagegen
wehrten, in dieser Frage die kantonalen Legislativen handeln zu lassen. Mit 25 zu 17
Stimmen bei einer Enthaltung folgte der Ständerat schliesslich der Minderheit und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2021
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strich den Passus aus dem Gesetz.
Die zweite grosse Diskussion drehte sich um die Voraussetzungen, unter denen ein
Gericht vorsorgliche Massnahmen gegen Medien verhängen kann, d.h. eine Publikation
verhindern kann, um die Persönlichkeitsrechte der gesuchstellenden Personen zu
schützen. Der Ständerat entschied hier mit 30 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung
gegen den Vorschlag des Bundesrates. Durch die von der Kommissionsmehrheit
beantragte Änderung soll ein Gericht künftig vorsorgliche Massnahmen gegen Medien
verhängen dürfen, wenn die bestehende oder drohende Rechtsverletzung der
gesuchstellenden Partei einen «schweren Nachteil» verursacht oder verursachen kann.
Bisher – und wie vom Bundesrat weiterhin vorgesehen – wäre dafür ein «besonders
schwerer Nachteil» verlangt worden. (Ausführliches zu dieser Debatte siehe hier.)
In allen anderen Punkten folgte die Kantonskammer weitestgehend diskussionslos den
Anträgen ihrer Kommissionsmehrheit, denen sich auch der Bundesrat, wie Karin Keller-
Sutter in der Eintretensdebatte erklärte, «überwiegend anschliessen» konnte.
Einstimmig verabschiedete der Ständerat das Geschäft in der Gesamtabstimmung an
den Zweitrat. Der Abschreibung der Motionen Mo. 14.4008 und Mo. 17.3868 stimmte er
stillschweigend zu. 10

Der Ständerat lenkte bei der ZPO-Revision in der Herbstsession 2022 im verbleibenden
Hauptstreitpunkt auf die Linie des Nationalrates ein. Ihrer Kommissionsmehrheit
folgend sprach sich die Kantonskammer mit 24 zu 20 Stimmen bei einer Enthaltung
dafür aus, dass die Kantone künftig Englisch und andere Landessprachen an ihren
Gerichten als Verfahrenssprachen zulassen dürfen. Als Erstrat hatte der Ständerat
diese vom Bundesrat angestrebte Neuerung noch abgelehnt. Auch dieses Mal machte
eine Minderheit Rieder (mitte, VS), die am ständerätlichen Beschluss festhalten wollte,
Bedenken betreffend die Kosten, die Qualität der Rechtsprechung und den Status der
schweizerischen Minderheitensprachen geltend. «Ich sehe schon den ersten Antrag in
diesem Rat, der vom Bund Kostenzuschüsse für die Kantone zum Zweck der Ausbildung
ihrer Richterinnen und Richter in Englisch verlangt», unkte der Minderheitssprecher.
Die Ratsmehrheit schloss sich allerdings der Ansicht des Bundesrates an, dass es – mit
den Worten von Justizministerin Karin Keller-Sutter – «wirklich bedauerlich» wäre,
ganz auf die Möglichkeit zu verzichten, bei internationalen Handelsgerichten Englisch
als Verfahrenssprache zu verwenden. Der Nationalrat hatte gegenüber dem
bundesrätlichen Vorschlag engere Voraussetzungen definiert, sodass ein Verfahren auf
Englisch nur in internationalen Handelsstreitigkeiten und mit Zustimmung aller
beteiligten Parteien zulässig ist. Bundesrätin Keller-Sutter betonte, dass auch nicht alle
Kantone davon betroffen seien, sondern dass es ihnen freigestellt sei, von dieser neuen
Möglichkeit Gebrauch zu machen oder nicht. Mit einigen verbleibenden Differenzen
eher technischer Natur, etwa bezüglich der Konsequenzen falscher
Rechtsmittelbelehrungen oder diverser Fristen, ging die Vorlage zurück an den
Nationalrat. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2022
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Anfang April sprach sich die SPK-SR ein zweites Mal gegen eine Aufstockung der Anzahl
Bundesratsmitglieder auf neun aus. Die Regierung müsse ihre Funktion wahrnehmen
und nicht «gemäss kurzfristigen parteipolitischen Bedürfnissen bestimmt werden», so
die Begründung in der Medienmitteilung für die mit 7 zu 3 Stimmen (2 Enthaltungen)
gefasste Nein-Empfehlung. Weil sich allerdings nicht nur die SPK-NR, sondern auch der
Nationalrat dafür ausgesprochen hatte, dieser parlamentarischen Initiative von Nadine
Masshardt (sp, BE) Folge zu geben, wurde eine Debatte im Ständerat nötig. 
Dort erinnerte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS) daran, dass die Idee nicht
zum ersten Mal diskutiert werde. In der Tat würde mit einer Erhöhung der Zahl der
Exekutivmitglieder die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass nicht nur wie von der
Verfassung gefordert die Landesgegenden und die Sprachregionen angemessen in der
Regierung vertreten wären, sondern auch weitere von der Verfassung nicht
vorgesehene Kriterien wie Geschlecht oder Parteizugehörigkeit – dies war die
hauptsächliche Idee hinter der parlamentarischen Initiative. Nun sei der Bundesrat
aber eben «kein Repräsentanzorgan», sondern müsse die strategische Führung
übernehmen, was mit einer Erhöhung der Mitgliederzahl kaum verbessert würde. Die
Kommission habe sich sogar überlegt, ob nicht eine Reduktion der Anzahl
Bundesratsmitglieder zielführender wäre. Diskutiert worden sei in der Kommission
zudem, ob die zunehmenden Anforderungen, die wachsende Verwaltung und die
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steigende internationale Verflechtung nicht doch für mehr
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher sprechen würden. Das Ziel einer Stärkung
der Führungsfunktion könne aber – so der Schluss aus dieser Diskussion – nicht mit
einer Aufstockung der Zahl der Magistratinnen und Magistraten erreicht werden,
sondern müsste mit einer Staatsleitungsreform angegangen werden. Dieser Arbeit
verschliesse sich die SPK-SR nicht, aber sie wäre aber wesentlich umfassender als
einfach einer Aufstockung zuzustimmen, so Rieder. Eine von Daniel Jositsch (sp, ZH)
angeführte Kommissionsminderheit sah dies freilich anders. Der Grund sei aber nicht
eine «Renovierung der Zauberformel» so Jositsch. Erst wenn der Bundesrat 246
Mitglieder umfassen würde, hätte wohl niemand mehr das Gefühl, dass seine
Minderheit in der Regierung nicht vertreten wäre. Es gehe der Kommissionsminderheit
eher um die Möglichkeit, die Leitungsqualität zu erhöhen. Zu viele Aufgaben seien im
Moment auf zu wenige Schultern verteilt. Wie genau dieses Problem angegangen würde,
müsste sich noch weisen, aber mit Folge geben der Initiative würde diese Diskussion
endlich einmal angestossen. 
Eine Mehrheit der kleinen Kammer entschied sich jedoch, den Vorstoss mit 29 zu 9
Stimmen zu erledigen. Die 9 Gegenstimmen stammten von den anwesenden links-
grünen Kantonsvertreterinnen und -vertretern. 12

Parlamentsmandat

War Lobbying im Vorjahr medial noch stark beachtet worden, war es im ersten Covid-
19-Pandemiejahr 2020 kaum noch Thema in der Presse. Einige Druckerschwärze
verursachte Anfang Jahr zwar noch die parlamentarische Initiative von Beat Rieder
(mitte, VS; Pa.Iv. 19.414), mit der geregelt werden sollte, dass bezahlte Mandate nicht
ausgeübt werden dürfen, wenn sie die parlamentarische Arbeit in einer Kommission
tangieren. Nicht weniger als «das Ende des Milizsystems» erwartete etwa der Tages-
Anzeiger, sollte dieser Vorstoss Erfolg haben. Le Temps zeigte in einer Studie auf, dass
bezahlte Mandate im Gesundheitswesen insbesondere in der SGK-NR und der SGK-SR
sehr verbreitet sind. 
Dass die Idee des Milizparlaments aber eher nicht mehr der Realität entspricht, zeigte
eine in der NZZ Ende Februar zitierte Studie der Universität Lausanne, die im
nationalen Parlament rund 23 bis 36 Prozent «Politikprofis» ausmachte, also
Parlamentsmitglieder, die neben dem Parlamentsmandat keinen klassischen Beruf
ausüben. Praktisch niemand sei im Privatsektor angestellt und übe eine berufliche
Tätigkeit aus, die keinen direkten Zusammenhang zur Politik aufweise, berichtete die
Zeitung. 
Kritik an der Schweizer Politikfinanzierung äusserte Transparency International, obwohl
die Schweiz im Anfang Jahr veröffentlichten Korruptionsranking auf Platz 4 lag. Es fehle
nach wie vor an Transparenz in der Politikfinanzierung, weshalb die Schweiz lediglich 85
von 100 möglichen Punkten erhalten habe. Freilich hatte das Parlament in der
Zwischenzeit die Beratungen zum Gegenvorschlag zur Transparenzinitiative
aufgenommen.
Für Kopfschütteln sorgte schliesslich zu Beginn der Covid-Pandemie der Entscheid des
Parlaments, dass aufgrund der strengen Kontaktmassnahmen zwar Lobbyistinnen und
Lobbyisten mit Badge noch ins Bundeshaus durften, nicht aber Medienschaffende, die
über keine feste Akkreditierung verfügten. «Dass es lieber die Presse ausschliesst statt
die Lobbys, sagt einiges über die Abhängigkeit des Parlaments aus», kritisierte etwa die
WoZ. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2020
MARC BÜHLMANN

Das einzige Mittel, das gegen «korrupte Politik» helfe, sei ein Verbot von Lobbyismus,
eröffnete Lukas Reimann (svp, SG) die Verteidigung seiner Motion bei der Ratsdebatte
während der Herbstsession 2021. Politikerinnen und Politiker müssten das Gemeinwohl
fördern und es dürfe nicht zugelassen werden, dass sie «mit eigenen Lobbybüros, die
allenfalls als Kommunikationsbüros getarnt sind, Gewinnmaximierung betreiben». Wer
sein Mandat zum privaten Nutzen missbrauche, müsse bestraft werden können,
forderte der St. Galler in seiner Motion. 
Das für das Anliegen zuständige Büro-NR listete nicht weniger als 17 Vorstösse zum
Thema auf, die in den letzten Jahren diskutiert worden seien. Es forderte Reimann auf,
seine Idee im Rahmen der parlamentarischen Initiative Rieder (mitte, VS; Pa.Iv. 19.414)
zum Thema Lobbying und Kommissionsarbeit einzubringen oder eine parlamentarische
Initiative dazu einzureichen. Folglich empfahl es die Motion mit 8 zu 1 Stimmen bei 3
Enthaltungen zur Ablehnung. Dieser Empfehlung folgte die Mehrheit der grossen
Kammer und sprach sich mit 170 zu 11 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) gegen den Vorstoss
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aus. Unterstützung erhielt Reimann einzig von Teilen seiner Fraktion und von Marianne
Streiff-Feller (evp, BE). 14

Nachdem die SPK beider Räte der parlamentarischen Initiative von Beat Rieder (mitte,
VS) Folge gegeben hatten, wäre es eigentlich an der SPK-SR gewesen, eine Vorlage
auszuarbeiten, mit der das Verhältnis zwischen Lobbying und Kommissionsarbeit hätte
geklärt werden sollen. In der Tat wollte die Initiative dem «Parlamentariershopping»
Einhalt gebieten, also dem von der SPK-NR so benannten Phänomen, dass
Ratsmitglieder, die bei Beginn einer neuen Legislatur in einer neuen Kommission Einsitz
nehmen, von Organisationen rekrutiert werden, deren Interessen im Bereich der von
der entsprechenden Kommission behandelten Themen liegen. Mit einem Verbot der
Ausübung von Tätigkeiten, die thematisch mit der Kommissionsarbeit zu tun haben,
hätte dies umgesetzt werden sollen. Dabei hatte der Initiant selber bereits
vorgeschlagen, Ausnahmen vorzusehen: Ein Verbot sollte nicht gelten für marginal
entschädigte Tätigkeiten oder für Parlamentsmitglieder, die im entsprechenden
Bereich bereits vor der Wahl in die Kommission beruflich tätig sind. Diese Ausnahmen
brachten freilich eine 6 zu 2-Mehrheit der SPK-SR dazu, die parlamentarische Initiative
zur Abschreibung zu empfehlen. Die Umsetzung der Initiative – so nachvollziehbar die
Forderung auch sei – würde das Prinzip der Gleichbehandlung der Ratsmitglieder oder
die Idee des Milizsystems verletzen. Gleichbehandlung würde bedeuten, dass sämtliche
Tätigkeiten untersagt werden müssten, mit denen Kommissionsarbeit tangiert würde.
Dies wäre aber mit dem Milizsystem nicht vereinbar. Hier müssten jene beruflichen
Tätigkeiten ausgenommen werden, die bereits vor der Wahl ausgeübt wurden, was aber
wiederum das Prinzip der Gleichbehandlung verletzten würde. Darüber hinaus – so
machte die SPK-SR in ihrem Bericht deutlich – sei mit «erheblichen Auslegungs- und
Anwendungsschwierigkeiten» zu rechnen. Eine links-grüne Kommissionsminderheit,
bestehend aus Hans Stöckli (sp, BE) und Lisa Mazzone (gp, GE), wollte die Rekrutierung
von Parlamentsmitgliedern abhängig von deren Kommissionszugehörigkeit hingegen
bekämpfen, weil es das Vertrauen in die Politik untergrabe: Ein Verbot solcher
Tätigkeiten lasse sich damit begründen, dass die Wählerinnen und Wähler vor den
Wahlen wissen müssten, wer welche Interessenbindungen aufweise. Solche Bindungen
dürften nicht erst nach den Wahlen und je nach Kommissionszugehörigkeit neu
aufgebaut werden. 
Der Ständerat sollte das Geschäft eigentlich in der Wintersession 2021 behandeln,
beschloss aber, die Beratung zu verschieben. Es brauche eine längere Debatte, für die
in der Wintersession aber keine Zeit sei, begründete Benedikt Würth (mitte, SG) seinen
Ordnungsantrag, der eine Neutraktandierung für die Frühjahrssession 2022 vorsah. In
der Tat wäre es das letzte Geschäft im Ständerat gewesen, das im Jahr 2021 behandelt
worden wäre. Würth befürchtete, dass «die zentrale Frage» nicht genügend Raum
erhalten hätte, weil ein «psychologischer Druck, jetzt nicht mehr zu sprechen, weil die
Ratsmitglieder in die Mittagspause gehen wollen», bestanden hätte. Dies sahen auch
die anwesenden Ständerätinnen und Ständeräte so und hiessen den Ordnungsantrag
gut. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
MARC BÜHLMANN

Auch 2021 interessierte das Thema Lobbying die Medien nicht mehr wie in früheren
Jahren. Einzig die parlamentarische Initiative von Beat Rieder (mitte, VS), mit der dem
sogenannten «Parlamentariershopping» – die Rekrutierung von Ratsmitgliedern durch
Organisationen, die sich Einfluss in der Kommission des entsprechenden Ratsmitglieds
erhoffen – Einhalt geboten werden sollte, sorgte für etwas mediale Aufmerksamkeit,
weil sie zu scheitern drohte, obwohl ihr die beiden SPK Folge gegeben hatten. Der
Sonntagsblick etwa befürchtete, dass bei Fallenlassen der parlamentarischen Initiative
die Revolution ende, bevor sie überhaupt begonnen habe. Weiter bemängelte das Blatt,
dass das Parlament eine «Dunkelkammer» bleibe und sich damit der Eindruck halte,
«Parlamentarier seien statt der besten Lösung ihrem Geldgeber verpflichtet». Auch der
Tages-Anzeiger kritisierte die SPK-SR, die mit einer «Kehrtwende» das «Anti-Filz-
Gesetz» zum Absturz bringe. In der Tat hatte die Kommission der parlamentarischen
Initiative anfänglich Folge gegeben, empfahl sie nun aber zur Abschreibung, weil die
Umsetzung zu kompliziert und nicht befriedigend sei, so Daniel Fässler (mitte, AI) im St.
Galler Tagblatt. 

Dass dieses «Parlamentariershopping» auch ohne Umsetzung der Initiative Rieder «an
Grenzen» stosse, urteilte die NZZ. Die Zeitung erachtete die Schwierigkeiten des
Krankenkassenverbandes Santésuisse, sein Präsidium zu besetzen, als Hinweis hierfür.
Habe früher gegolten, dass das grosse Los gezogen habe, wer es in die
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Gesundheitskommissionen SGK-NR oder SGK-SR schaffe, weil sich
Gesundheitsverbände auf diese Parlamentsmitglieder «stürzen [...] und sie mit
lukrativen Mandaten» versehen, hätten aktuell verschiedene bürgerliche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier die ihnen angebotenen Verbandspräsidien
abgelehnt. Eine Neubesetzung wäre aber laut NZZ deshalb nötig, weil Heinz Brand (svp,
GR), der als Präsident dem Verband bisher den «direkten Draht» ins Parlament
gesichert habe, bei den eidgenössischen Wahlen 2019 nicht mehr wiedergewählt
worden war. Die Zurückhaltung der Parlamentarierinnen und Parlamentarier, so die
NZZ, sei vielleicht auch auf die zunehmende Kritik am «Parlamentariershopping»
zurückzuführen. Als ehemaliger Nationalrat sei der nach wie vor amtierende Präsident
Heinz Brand zudem nach wie vor gut vernetzt und würde sich weniger dem Vorwurf des
Lobbyings aussetzen, so die Zeitung. 16

Ein Jahr später als ursprünglich geplant, beugte sich der Ständerat über die
parlamentarische Initiative von Beat Rieder (mitte, VS), die ein Verbot für bezahlte
Mandate im Zusammenhang mit der Einsitznahme in parlamentarische Kommissionen
forderte. Die SPK-SR, die der Initiative wie auch ihre Schwesterkommission zuerst noch
Folge gegeben hatte, empfahl sie nun einstimmig zur Abschreibung. In ihrer
Medienmitteilung begründete die Kommission diese Kehrtwende in einem ersten Punkt
damit, dass sich bei der Diskussion des an und für sich unterstützenswerten Anliegens
gezeigt habe, dass eine verfassungskonforme Umsetzung nicht möglich sei, weil die
Ratsmitglieder nicht nur ungleich behandelt, sondern auch in ihrer wirtschaftlichen
Freiheit eingeschränkt würden. Den zweiten Punkt machte in der Ratsdebatte Daniel
Jositsch (sp, ZH) deutlich: Es gebe eigentlich nur zwei Möglichkeiten – ein
Berufsparlament, bei dem sämtliche anderen Tätigkeiten neben dem Parlamentsmandat
verboten wären, oder eben ein Milizparlament, bei dem die Mandatsträgerinnen und
-träger verschiedene Interessen und Kenntnisse ins Parlament brächten. Eine dritte
Möglichkeit, wie sie die parlamentarische Initiative Rieder verlange, sei aber eben nicht
möglich. 
Gegen die Abschreibung setzte sich der Initiant selber ein: Beat Rieder argumentierte,
dass er nicht das Milizsystem abschaffen, sondern das Vertrauen darein stärken wolle,
weil sein Vorschlag die «offenkundigsten Interessenkollisionen» verhindern wolle.
Freilich sei es stets schwierig, in der Gesetzgebung klare Definitionen vorzunehmen,
dies gelte auch für seinen Vorschlag. Das dürfe aber kein Argument gegen eine neue
Regelung sein. Auch das Argument der Ungleichbehandlung sei nicht wirklich
stichhaltig, so Rieder. Es gehe einzig darum, zu entscheiden, ob man ein Mandat in
einem Sachbereich annehmen oder in der entsprechenden Kommission sitzen wolle.
Das sei eine freie individuelle Entscheidung und habe mit Rechtsungleichheit nichts zu
tun, es werde ja niemand in seinen Rechten eingeschränkt. Rieder stiess zwar mit
dieser Argumentation auf Sympathie – sieben Ratsmitglieder aus allen Lagern
unterstützten ihn –, die total 8 Stimmen standen aber einer Mehrheit von 34 Stimmen
gegenüber, die dem Antrag der Kommission folgten und die Initiative (bei 2
enthaltenden Stimmen) abschrieben. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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Parlamentsorganisation

Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) erläuterte in der Debatte in der
Sommersession 2021 die Argumente der RK-SR gegen die parlamentarische Initiative
von Beat Rieder (mitte, VS), mit der dieser die Schaffung einer Rechtsdelegation
gefordert hatte, die bundesrätliche Notverordnungen überprüfen soll: Erstens würde
die Forderung mit den beiden parlamentarischen Initiativen der beiden SPK zur
Stärkung der Handlungsfähigkeit des Parlaments generell (Pa.Iv. 20.437) und zur
Regelung des Verhältnisses zwischen Legislative und Exekutive in Notsituationen (Pa.Iv.
20.438) umfassender aufgenommen. Zweitens gäbe es Probleme inhaltlicher Art mit
dem Vorstoss Rieders, da die Forderung nach einer möglichen Verhinderung von
Notverordnungen mit der Verfassung nicht vereinbar sei. Beat Rieder selber zitierte in
der Folge Carl Schmitt: «Souverän ist, wer über den Ausnahmezustand entscheidet.» Im
durch die Covid-19-Pandemie nötigen Ausnahmezustand sei aber nicht das Parlament
souverän gewesen. Es sei im Gegenteil «einfach nachhause» gegangen. Das Parlament
müsse – und deshalb sei sein Vorstoss eben wichtig – in Notsituationen ein Instrument
haben, um die Souveränität zu behalten und diese nicht dem Bundesrat alleine zu
überlassen. Hans Stöckli (sp, BE), der als damaliger Ständeratspräsident stark in die
Entscheidungsprozesse während der Notrechtsituation eingebunden gewesen war,
erinnerte daran, dass die Kommunikation zwischen Exekutive und Legislative stets
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funktioniert habe. Der Bundesrat sei jederzeit bereit gewesen, an
Kommissionssitzungen Fragen zu beantworten und Verordnungen anzupassen. Dieses
«Gentlemen's Agreement» habe wahrscheinlich einfacher funktioniert, als es wäre, den
ganzen Parlamentsbetrieb in Gang zu setzen. Er danke aber seinem Ratskollegen, dass
er die Diskussion anstosse, da es wichtig sei, dass das Parlament auch in
Krisensituationen handlungsfähig bleibe. Er plädiere deshalb aber gegen Folgegeben,
weil diese Forderung im Rahmen der beiden SPK-Initiativen besser umgesetzt werden
könne. Eine 23 zu 8-Stimmenmehrheit schien dies ebenso zu sehen und versenkte die
Initiative Rieder. 12 Ratsmitglieder enthielten sich der Stimme. 18

Am 13. September 2021 war die Covid-19-Zertifikatspflicht ausgeweitet worden. Dieses
Zertifikat galt als Nachweis dafür, dass eine Person gegen Covid-19 geimpft, davon
genesen oder negativ dagegen getestet worden war. Das Vorweisen eines solchen
Zertifikats war zum Beispiel Bedingung für die Teilnahme an Veranstaltungen, den
Besuch von Restaurants oder Kinos oder für Reisen in andere Länder. Explizit
ausgenommen von der Zertifikatspflicht waren hingegen Parlamente und
Gemeindeversammlungen, damit die politischen Rechte der Bürgerinnen und Bürger
nicht eingeschränkt werden.
Bereits Ende August 2021 hatten sich Gesundheitspolitikerinnen der SP dafür
starkgemacht, dass auch für das eidgenössische Parlament eine Zertifikatspflicht
eingeführt wird; sie stiessen allerdings sogar in der eigenen Fraktion auf Widerstand.
Dies wäre zwar gesundheitspolitisch sinnvoll, rechtlich aber wohl nicht machbar, so die
ziemlich einhellige Meinung in allen Parteien. Eine solche Pflicht würde nicht nur gegen
den Schutz der politischen Rechte verstossen, es müsste dafür wohl gar eine
Gesetzesänderung beschlossen werden. 
Darauf hin folgte jedoch ein ziemlich starkes mediales Gewitter: Es sei «absurd», dass
das Parlament keine Zertifikatspflicht einführen und einen «Corona-Sonderzug für
Politiker» fahren wolle, wetterte etwa der Tages-Anzeiger. Die «zertifikatsfreie Zone»
sei ein «verheerendes Signal». Man werde so zudem den Verdacht nicht los, dass die
Zertifikatspflicht wohl doch wesentlich einschneidender sei, als der Bundesrat jeweils
betone. Selbst ansonsten eher massnahmenkritische SVP-Politikerinnen und -Politiker
hätten gemerkt, dass «das Politikerprivileg im Volk schlecht ankommt», analysierte die
Sonntags-Zeitung. Man könne nicht Gesetze machen und von den Bürgerinnen und
Bürgern verlangen, diese einzuhalten, sich selbst als Parlament dann aber nicht daran
halten, zitierte der Blick etwa Alex Kuprecht (svp, SZ). In der Folge forderten sämtliche
Parteipräsidentinnen und -präsidenten mit Ausnahme des Präsidenten der SVP in
einem offenen Brief an die Verwaltungsdelegation, für die Herbstsession eine Covid-
19-Zertifikatspflicht für den Zutritt zum Parlamentsgebäude einzuführen. Es gebe
«keinen überzeugenden Grund», Parlamentsmitglieder davon auszunehmen, so der
Brief.

Die SPK-SR nahm in der Folge den Ball auf und reichte eine parlamentarische Initiative
für eine für die Änderung der Zugangsbedingungen nötige Revision des
Parlamentsgesetzes ein. Da für den Zugang nur mindestens ein Covid-19-Test nötig sei,
sei es verhältnismässig, eine Covid-19-Zertifikatspflicht auch für den Eintritt zum
Bundeshauses zu verlangen, begründete die Kommission ihr Vorgehen. Damit könnten
auch Maskenpflicht und Plexiglaswände aufgehoben und somit die Kommunikation
zwischen Parlamentsmitgliedern verbessert werden. Da die SPK-NR lediglich einen Tag
nach ihrer Einreichung der parlamentarischen Initiative Folge gab, legte die
ständerätliche Kommission ein paar Tage später bereits einen dringlichen Entwurf für
eine entsprechende Revision des Parlamentsgesetzes vor, der vom Bundesrat begrüsst
und noch in der Herbstsession 2021 von beiden Kammern beraten wurde. 

Man stehe vor einem staatspolitisch brisanten Entscheid, leitete Andrea Caroni (fdp,
AR) die Debatte im Ständerat ein. Man müsse sich bewusst sein, dass man damit unter
Umständen Ratsmitglieder von der Teilnahme an einer Session ausschliesse. Freilich sei
auch das öffentliche Interesse gross, sei doch viel mediale Kritik auf das Parlament
eingeprasselt, weil zwar für den Zugang zu zahlreichen Innenräumen, nicht aber für den
Zugang zum Bundeshaus eine Zertifikatspflicht gelte. Die gesetzliche Grundlage für eine
Zertifikatspflicht sei nun aber nötig, weil sie nicht nur die Handlungsfähigkeit des
Parlaments verbessere, sondern weil man damit auch beweisen könne, dass die vom
Parlament beschlossene Pflicht auch im Bundeshaus problemlos umgesetzt werden
könne. Die Kommission empfehle die Vorlage mit 9 zu 2 Stimmen zur Annahme, so der
Kommissionssprecher Caroni. Mit einem Einzelantrag warb Beat Rieder (mitte, VS) in
der Folge für Nichteintreten. Statt auf «Selbstverantwortung, Solidarität und
Eigenverantwortung» setze man mit der Zertifikatspflicht auf «einen staatlichen
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Kontrollmechanismus». All diese Massnahmen würden zudem mit einem Tempo
durchgepeitscht, welches die Bevölkerung spalte. Ein Ja zur Vorlage könne zudem auch
als Signal an den Bundesrat gelesen werden, ohne Grenzen «grundrechtswidrige
Entscheide» treffen zu dürfen. Mit 35 zu 7 Stimmen entschied sich der Ständerat
allerdings für Eintreten. 
Der Entwurf der SPK-SR sah vor, dass Personen ab dem 16. Altersjahr nur dann Zutritt
zum Parlamentsgebäude erhalten, wenn sie ein Covid-19-Zertifikat vorweisen. Die
Kosten für notwendige Tests für die Ausstellung eines Zertifikats sollten jenen Personen
vergütet werden, die zwingend Zutritt zum Parlamentsgebäude benötigten. Der
Verwaltungsdelegation oblag die Definition dieser Personengruppe und die
Organisation der Kontrolle. Ihr wurde auch das Entscheidungsrecht übertragen, die
Zertifikatspflicht wieder aufzuheben, wenn die epidemiologische Lage dies erlaubt.
Stefan Engler (mitte, GR) verlangte in der Detailberatung eine Ausnahmeregelung für
Personen, die eine Maske tragen und sich für das Contact Tracing registrieren liessen.
Mit 21 zu 14 Stimmen (7 Enthaltungen) hiess der Ständerat diesen Antrag gut. Mit 23 zu
18 Stimmen (2 Enthaltungen) abgelehnt wurde hingegen ein Antrag einer
Kommissionsminderheit, die eine Zertifikatspflicht nicht nur für den Zugang zum
Parlamentsgebäude, sondern auch zu Kommissionssitzungen und
ausserparlamentarischen Aktivitäten verlangt hätte. Die Gesamtabstimmung passierte
der so modifizierte Entwurf mit 36 zu 6 Stimmen (1 Enthaltung).

Auch im Nationalrat wurden, einen Tag nach dem ständerätlichen Entscheid, Eintreten
und Detailberatung in einer einzigen Debatte durchgeführt. Wie aufgrund des oben
erwähnten Briefes der Parteipräsidien zu erwarten, wurde die Einführung einer
Zertifikatspflicht von allen Fraktionen ausser der SVP begrüsst. Er habe ein «ungutes
Gefühl», argumentierte Gregor Rutz (svp, ZH) für seine Fraktion. Unter Zeitdruck
beschlossene Gesetze seien selten gut, weil man in Krisensituationen zu
«Flüchtigkeitsfehlern» neige. Dieses schlechte Gefühl nähre sich auch am Umstand,
dass man hier aufgrund medialen Drucks agiere und nicht, weil es gesundheitspolitisch
nötig sei. Der SVP-Fraktionssprecher erinnerte zudem an die Geschichtsbücher: 1932
seien sozialdemokratische und kommunistische Nationalratsmitglieder per
Parlamentsbeschluss ausgeschlossen worden. Der Ausschluss von Parlamentarierinnen
und Parlamentariern, die sich weder testen noch impfen lassen wollten, komme dieser
«verfassungsrechtlich höchst fragwürdigen» Aktion sehr nahe. Die Fraktion sehe aber
auch, dass das Gesetz den Parlamentsbetrieb erleichtern würde. Die Mehrheit der SVP-
Fraktion werde sich deshalb der Stimme enthalten. 
Eintreten wurde in der Folge ohne Gegenantrag beschlossen. In der Detailberatung
lagen zwei Minderheitenanträge vor. Eine Minderheit Binder (mitte, AG) beantragte die
Streichung der vom Ständerat gemachten Ausnahme. Die Zertifikatspflicht sei keine
Impfpflicht. Man könne von Parlamentsmitgliedern verlangen, dass sie sich testen
lassen, weshalb eine Ausnahme nicht nötig sei, so die Argumentation dieser durch
Marianne Streiff-Feller (evp, BE) vertretenen Minderheit. Eine zweite Minderheit Rutz
wollte die Verwaltungsdelegation verpflichten, alle acht Wochen zu prüfen, ob die
Massnahme noch notwendig sei. Beide Minderheiten wurden deutlich abgelehnt. Mit
146 zu 27 Stimmen (bei 17 Enthaltungen) passierte der gegenüber dem Ständerat
unveränderte Entwurf die Gesamtabstimmung. Sämtliche Nein-Stimmen und
Enthaltungen stammten von der SVP-Fraktion (mit Ausnahme einer Enthaltung aus der
grünen Fraktion). 10 SVP-Mitglieder stimmten für die Änderung des Parlamentsgesetzes.

Beide Kammern stimmten wiederum nur wenige Tage später der Dringlichkeitsklausel
zu – der Ständerat mit 35 zu 4 Stimmen und der Nationalrat mit 143 zu 35 Stimmen (6
Enthaltungen). Die Stimmenverhältnisse änderten sich auch in den
Schlussabstimmungen am Ende der Herbstsession nicht. Der Entwurf wurde im
Ständerat mit 38 zu 5 Stimmen (1 Enthaltung) und im Nationalrat mit 149 zu 35 Stimmen
(12 Enthaltungen) angenommen. 

In der Folge setzte die Verwaltungsdelegation die Zertifikatspflicht um. Ab dem 2.
Oktober 2021 – also nach der Herbstsession 2021 – mussten alle Besucherinnen und
Besucher des Bundeshauses ein Covid-19-Zertifikat vorlegen. Parlamentsmitglieder und
Verwaltungsangestellte, die im Parlamentsgebäude ein- und ausgehen, konnten sich
einmalig registrieren lassen, woraufhin ihr Covid-19-Zertifikat auf den elektronischen
Zutrittsausweisen vermerkt wurde. Ratsmitglieder, die kein Zertifikat vorwiesen,
mussten eine Maske tragen. Für die Wintersession 2021 beschloss die
Verwaltungsdelegation dank der Zertifikatspflicht, die Plexiglasscheiben abzubauen und
die Maskenpflicht aufzuheben. 19
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Organisation der Bundesrechtspflege

In der Sommersession 2021 beriet der Ständerat als Erstrat über die neue
Altersschwelle in der Bundesanwaltschaft. Die als «diskriminierend» und «im
internationalen Vergleich als überholt» erachtete bisherige Bestimmung, dass
Bundesanwältinnen mit 64 oder Bundesanwälte mit 65 Jahren in Rente gehen müssen,
soll der Regelung bei den Bundesrichterinnen und Bundesrichtern angeglichen werden,
führte der Sprecher der RK-SR, Beat Rieder (mitte, VS), aus. Das unterschiedliche
Rentenalter hinsichtlich des Geschlechts stehe der Idee der Gleichberechtigung
entgegen und es gebe auch kein Argument für eine unterschiedliche Behandlung von
Staatsanwältinnen bzw. Staatsanwälten und Bundesrichterinnen bzw. Bundesrichtern,
die mit 68 Jahren ihr Amt niederlegen müssen. Die Revision sei in der Kommission
unbestritten gewesen. Rieder wies auch noch einmal darauf hin, dass die Änderung
«nur indirekt» mit der laufenden Suche nach einer neuen Bundesanwältin oder einem
neuen Bundesanwalt zu tun habe. Die anfängliche Skepsis der RK-NR, die befürchtet
hatte, dass die vorliegende Neuregelung quasi «ad personam» geschaffen worden sei,
weil ein aussichtsreicher Kandidat in der zweiten schliesslich erfolglosen Ausschreibung
für die Stelle die ursprüngliche Altersschwelle überschritten hatte, sei mittlerweile auch
in der Schwesterkommission der Überzeugung gewichen, dass es hier eine Anpassung
brauche. Auch der Bundesrat unterstützte den Vorschlag. Weil Eintreten unbestritten
war und auch keine Änderungsanträge vorlagen, schritt die kleine Kammer sogleich zur
Gesamtabstimmung, die der Vorschlag mit 30 zu 0 Stimmen einstimmig passierte. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN

Im Ständerat stiess die Umsetzung der parlamentarischen Initiative der RK-SR auf
keinerlei Widerstand. Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS) führte aus, dass
nicht nur die RK-NR der parlamentarischen Initiative mit 23 zu 0 Stimmen Folge
gegeben habe, mit der in der Verordnung der Bundesversammlung über die
Richterstellen am Bundesstrafgericht eine Erhöhung der Vollzeitstellen am
Bundesstrafgericht von bisher maximal drei auf maximal vier festgehalten wird,
sondern in der Zwischenzeit auch der Bundesrat. Karin Keller-Sutter ergänzte im
Namen der Regierung, dass auch die Verwaltungskommission des Bundesgerichtes das
Gesuch für eine Aufstockung der Stellen unterstütze. Ohne Gegenantrag wurde zuerst
Eintreten beschlossen, anschliessend passierte der Entwurf die kleine Kammer mit 30
zu 0 Stimmen (keine Enthaltungen). 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.09.2021
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

Die Mitte-Fraktion wollte mit einer Motion die Bewahrung der demokratischen Rechte
in Krisenzeiten sicherstellen. Konkret wurde einerseits ein Bundesgesetz gefordert, mit
dem ein Stillstand von Fristen und das Verschieben von Abstimmungen und Wahlen, wie
dies während der Corona-Pandemie verordnet worden war, geregelt wird. Andererseits
soll eine «eReadiness», also digitale Mittel, gefördert werden, dank denen politische
Rechte auch in Krisenzeiten ausgeübt werden können. 
In der Debatte präzisierte Marco Romano (mitte, TI) für seine Fraktion, dass es nicht
darum gehe, E-Voting oder E-Collecting zu unterstützen, sondern eher darum, dass der
Bund digitale Entwicklungen in den Kantonen koordiniere. Bundeskanzler Walter
Thurnherr argumentierte vergeblich, dass beide Räte bereits eine gleichlautende
Motion von Beat Rieder (mitte, VS; Mo. 20.3419) angenommen hätten und der Bundesrat
die Aufträge somit bereits erhalten habe. Mit 107 zu 74 Stimmen (1 Enthaltung) hiess die
grosse Kammer das Anliegen noch einmal gut. Die Nein-Stimmen stammten von den
geschlossen stimmenden Fraktionen der SVP und der FDP. 22
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

In der Sommersession 2021 kam die Motion Rieder (mitte, VS) über die gesetzliche
Grundlage zur Wahrung des Mitsprache- und Entscheidungsrechts von Parlament,
Volk und Kantonen bei der Umsetzung des Rahmenabkommens in den Nationalrat. Die
APK-NR hatte sich im Vorfeld der Session mit der Motion befasst und deren Annahme
beantragt. Die Kommissionsmehrheit befand gemäss Kommissionssprecherin
Schneider-Schneiter (mitte, BL), dass das Motionsanliegen wichtig sei und zudem die
gleichen Ziele verfolge wie eine im November 2020 eingesetzte Subkommission der
APK-NR. Eine SVP-Minderheit Büchel (svp, SG) setzte sich hingegen für die Ablehnung
der Motion ein, da der Rahmenvertrag gescheitert war und demnach auch keine
Mitspracherechte bei dessen Umsetzung diskutiert werden müssten. Für die
Kommissionsmehrheit stellte das keinen Hinderungsgrund dar, da derartige
Fragestellungen auch im Hinblick auf zukünftige Abkommen mit der EU geklärt werden
sollten, wie Nicolas Walder (gp, GE) ausführte. Aussenminister Cassis empfahl dem
Ständerat hingegen, die obsolet gewordene Motion abzulehnen. Der Widerstand der
SVP- und FDP-Fraktionen reichte aber nicht aus, um die Motion zum Scheitern zu
bringen. Stattdessen nahm die grosse Kammer diese mit 109 zu 76 Stimmen (bei 1
Enthaltung an). 23

MOTION
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im Mai 2022 verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zur Ratifizierung des
Übereinkommens Nr. 190 der internationalen Arbeitsorganisation sowie einen Bericht
über die Erklärung zum hundertjährigen Bestehen der ILO für die Zukunft der Arbeit.
Das besagte Übereinkommen aus dem Jahr 2019 enthalte die erste international
vereinbarte Definition von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt, erklärte der
Bundesrat. Es verpflichte alle ILO-Mitgliedstaaten, das Recht auf eine Arbeitswelt ohne
Gewalt und Belästigung zu achten, zu fördern und zu verwirklichen. Ausserdem umfasse
es eine Reihe von Massnahmen zur Erreichung dieses Ziels, darunter Prävention und ein
gesetzliches Verbot von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt; Abhilfemassnahmen
für Opfer von Gewalt und Belästigung am Arbeitsplatz und gegebenenfalls Sanktionen. 
Der Bundesrat erklärte im Rahmen der Botschaft, dass die Schweiz das Übereinkommen
ratifizieren könne, da dieses nicht dem derzeitigen Schweizer Recht entgegenstehe und
man es sowieso bereits erfülle. Die ebenfalls 2019 veröffentlichte Jahrhunderterklärung
der ILO müsse zwar nicht dem Parlament vorgelegt werden, jedoch habe man das schon
bei früheren Erklärungen so gehandhabt, um die beiden Räte über die Tätigkeiten der
ILO zu informieren. Die Erklärung, mit der sich die Staaten zu mehr Investitionen in das
Humankapital, die Institutionen der Arbeitswelt und in menschenwürdige und
nachhaltige Arbeit bekennen, ziehe ebenfalls keine neuen Verpflichtungen für die
Schweiz nach sich. Sowohl der Bericht als auch die Ratifikation der Botschaft würden
von den Sozialpartnern unterstützt. 

Der Ständerat befasste sich in der Herbstsession 2022 mit dem Übereinkommen, wobei
eine Minderheit der RK-SR nicht auf das Geschäft eintreten wollte.
Minderheitssprecher Philippe Bauer (fdp, NE) und sein Ratskollege Beat Rieder (mitte,
VS) ärgerten sich darüber, dass der Bundesrat das Übereinkommen nicht in eine breite
Vernehmlassung gegeben habe. Philippe Bauer befürchtete, dass die Ratifikation des
Abkommens den zukünftigen Handlungsspielraum der Schweiz im Arbeitsrecht
einschränken könnte. Beat Rieder bemängelte zudem, dass das Übereinkommen von
«unbestimmten Gesetzesbegriffen» wimmle, weshalb auch er sich für eine ausführliche
Vernehmlassung einsetzte. 
Kommissionssprecher Sommaruga (sp, GE) wies seine Kommissionskollegen darauf hin,
dass sie eigentlich eine Rückweisung an den Bundesrat anstelle von Nichteintreten
fordern sollten, und plädierte dafür, den Entscheid über die Rückweisung dem
Nationalrat zu überlassen. Er argumentierte, dass man einen Vertrag ratifizieren sollte,
wenn der Schweizer Rechtsrahmen dessen Anforderungen bereits erfülle, denn damit
verdeutliche die Schweiz ihre Position auf multilateraler Ebene und leiste einen Beitrag
zur Errichtung eines staatenübergreifenden Schutzniveaus. Bundesrat Parmelin
versuchte, die Bedenken der Minderheit zu zerstreuen, und versicherte, dass das
Fehlen einer Konsultation bei Übereinkommen der ILO gang und gäbe sei, da die
Sozialpartner jeweils bei der Erarbeitung des Übereinkommens mitwirkten. Der
Bundesrat warnte, dass eine Nichtratifizierung dem Image und der Glaubwürdigkeit der
Schweiz schaden würde. Die kleine Kammer nahm anschliessend zwar Kenntnis vom
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Bericht der ILO, trat aber mit 24 zu 20 Stimmen nicht auf die Vorlage ein. Die
ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der FDP-, SVP- und einem Grossteil
der Mitte-Fraktion. 24

Zwischenstaatliche Beziehungen

Das Rechtshilfeabkommen in Strafsachen mit Indonesien kam in der Frühjahrssession
2021 in den Ständerat und verursachte keinen grossen Diskussionsbedarf. Die RK-SR
beantrage einstimmig die Annahme des Staatsvertrags, teilte ihr Sprecher Beat Rieder
(mitte, VS) dem Rat mit. Mit dem Rechtshilfevertrag, der inhaltlich auf einer Linie mit
den bisherigen Rechtshilfeverträgen liege, schaffe die Schweiz die völkerrechtliche
Grundlage, damit die Justizbehörden in einer zunehmend globalisierten Welt
zusammenarbeiten können, so der Kommissionssprecher. Der Vertrag enthalte
Massnahmen, die zur Unterstützung eines Strafverfahrens im anderen Land ergriffen
werden können. Darüber hinaus nenne er Voraussetzungen für die Leistung der
Rechtshilfe, regle die Modalitäten der Durchführung und lege Situationen fest, in denen
die Rechtshilfe abgelehnt werden kann. Im Gegensatz zu bestehenden
Rechtshilfeverträgen enthalte er auch eine Bestimmung zum Datenschutz. Laut Rieder
beruht der Vertrag auf den Grundsätzen des schweizerischen Rechtshilferechts und
enthalte detailliert formulierte Bestimmungen, weshalb keine gesetzgeberische
Umsetzung notwendig sei. Rieder machte klar, dass mit den ausgebauten
wirtschaftlichen Beziehungen zu Indonesien auch der Bekämpfung von
Wirtschaftsdelikten, Geldwäscherei und Korruption eine zunehmende Bedeutung
zukomme. Die anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter erklärte, dass der Vertrag mit
Indonesien ein «konkretes Bedürfnis» der Schweizer Strafverfolgungsbehörden
bediene. Der Vertrag enthalte ausserdem Garantien, dass die Schweiz nur dann
Rechtshilfe leiste, wenn keine konkreten Hinweisen auf die Verletzung von
Menschenrechten durch Indonesien im Anschluss an ein Rechtshilfeverfahren vorlägen.
Damit erfülle die Schweiz ihr innerstaatliches Recht, sowie ihre internationale
Verpflichtung. Der Ständerat nahm den Entwurf mit 43 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
einstimmig an. 
In der Schlussabstimmung bestätigte der Ständerat seinen Beschluss mit 44 Stimmen
einstimmig und auch der Nationalrat nahm das Abkommen mit 186 zu 7 Stimmen (bei 1
Enthaltung) mit überwältigender Mehrheit an. 25
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«Gleich lange Spiesse für Schweizer Unternehmen» forderte die APK-SR in einer
Motion, die schweizerischen Unternehmen Investitionen in chinesische Unternehmen
ermöglichen sollte. Dazu sollte der Bundesrat bei der Weiterentwicklung des
Freihandelsabkommens mit China aushandeln, dass Schweizer Unternehmen zukünftig
uneingeschränkt Anteile chinesischer Unternehmen erwerben und übernehmen
können, was den chinesischen Investitionsmöglichkeiten in der Schweiz entspräche.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Ausländische Investitionen in die
chinesische Wirtschaft seien grundsätzlich stärker reguliert als in der Schweiz, wobei
auch in der Schweiz bestimmte Sektoren gegen unerwünschte Investitionen geschützt
seien. China habe in seiner Rechtsentwicklung in den vergangenen Jahren Fortschritte
gemacht und neue Sektoren für ausländische Investoren geöffnet. Ausserdem hätten
die EU und China 2020 ein umfassendes Investitionsabkommen ausgearbeitet, dessen
verbesserter Marktzugang aufgrund der Meistbegünstigung im Rahmen des GATS-
Abkommens der WTO teilweise auch der Schweiz zuteil werde. Der Bundesrat räumte
aber ein, dass im Nichtdienstleistungsbereich ein Diskriminierungspotenzial bestehe
und dass der Abschluss des Abkommens seitens der EU aus politischen Gründen bis auf
Weiteres sistiert worden sei. Er führte in seiner Stellungnahme ausserdem an, dass man
im laufenden Explorationsprozess zur Weiterentwicklung des Freihandelsabkommens
das Anliegen der Motion aufnehmen wolle, eine vollständige Reziprozität in allen
Sektoren – wie es die Motion verlange – jedoch weder möglich noch zielführend sei. 

In der Wintersession 2021 gelangte der Vorstoss in den Ständerat, wo sich eine
Minderheit Michel (fdp, ZG) für die Ablehnung der Motion einsetzte. Die Minderheit
sehe zwei potenziell negative Auswirkungen bei einer Annahme der Motion, erklärte
Michel. Einerseits könne Gegenseitigkeit bedeuten, dass die Schweiz angesichts der
strengen Regulierung Chinas neue Investitionskontrollen aufbauen würde, was durch
die restriktive Haltung Chinas legitimiert würde. Andererseits verwies er auf die
überwiesene Motion Rieder (mitte, VS; Mo. 18.3021), die unter anderem chinesische
Direktinvestitionen erschweren wollte. Würde man nun von China verlangen, jegliche
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Investitionsschranken gegenüber Schweizer Unternehmen fallen zu lassen, so müsste
die Schweiz nach dem Grundsatz der Reziprozität das gleiche tun, womit man das
Anliegen der Motion Rieder untergraben würde, argumentierte Michel. Zudem wolle
man die Verhandlungstaktik des Bundesrats bei der Neuverhandlung des
Freihandelsabkommens nicht unnötig einschränken. Beat Rieder äusserte sich in der
Folge selbst zu seiner Motion und legte Wert darauf klarzustellen, dass er sich für
Investitionskontrollen gegen «jeden staatlichen Akteur ausländischer Staaten»
eingesetzt habe, nicht nur gegen China. Er verlangte vom Bundesrat zu wissen, wann die
entsprechende Gesetzesvorlage für Investitionskontrollen dem Parlament vorgelegt
werde, da das Anliegen der Motion der APK-SR auch dort aufgegriffen werden könnte.
Bundesrat Parmelin bemühte sich zu verdeutlichen, dass eine sektorweise Reziprozität
nicht im Interesse der Schweiz wäre und man den Marktzugang von den jeweiligen
Interessen der beiden Staaten abhängig machen müsse. Er versprach, dass die Schweiz
bei einer Weiterentwicklung des Freihandelsabkommens verbesserte Marktzugänge in
bestimmten, aber nicht in allen, Sektoren anstreben werde. Folglich forderte er den
Ständerat dazu auf, die Motion abzulehnen. Beat Rieder antwortete er, dass der
Gesetzesentwurf über die Kontrolle ausländischer Investitionen im März 2022 in die
Vernehmlassung geschickt werde. Die kleine Kommer folgte daraufhin der Empfehlung
der Kommissionsmehrheit und nahm den Vorstoss mit 26 zu 11 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) an. 26

Die Motion der APK-SR, die bei der Weiterentwicklung des Freihandelsabkommens mit
China reziproke Investitionsmöglichkeiten für schweizerische Unternehmen in China
forderte, gelangte in der Frühjahrssession 2022 in den Nationalrat. Eine Mehrheit der
APK-NR empfahl die Motion ihrer Schwesterkommission zur Annahme, eine Minderheit
Wehrli (fdp, VD) beantragte deren Ablehnung. Kommissionssprecherin Bulliard-Marbach
(mitte, FR) formulierte im Hinblick auf die Verhandlungen über das
Investitionsabkommen zwischen der EU und China die Hoffnung, dass auch im Fall der
Schweiz Spielraum bestehe, um eine gleichberechtigtere Situation zu schaffen. Man
fordere damit nicht gezwungenermassen eine vollständige Reziprozität in allen
Sektoren, wie das die Minderheit befürchte, sondern eine Angleichung der Bedingungen
für Investorinnen und Investoren aus beiden Ländern. Ihr Kommissionskollege Walder
(gp, GE) wies daraufhin, dass auch die Schweiz ausländische Investitionen in gewissen
Sektoren wie Energie, Gesundheit oder Bildung einschränke. Diese Grenzen seien
wichtig und sollten auch nicht aufgehoben werden, doch es brauche mehr Symmetrie
beim Marktzugang, denn die Schweiz sei diesbezüglich viel offener als China.
Minderheitssprecher Wehrli argumentierte, dass das Parlament kohärent handeln
müsse. Man habe sich mit der Annahme der Motion Rieder (mitte, VS; Mo. 18.3021) dazu
entschlossen, Investitionsbarrieren einzurichten, also wäre es «scheinheilig», nun von
den chinesischen Behörden den freien Zugang für Schweizer Investitionen in China zu
fordern. Zudem würde man durch die Annahme der vorliegenden Motion den
Handlungsspielraum des Bundesrats bei zukünftigen Entwicklungen des
Freihandelsabkommens einschränken. Diese letzte Sorge teilte auch Bundesrat
Parmelin. Er unterschied in seinem Votum zwischen zwei unterschiedlichen
Auffassungen von Reziprozität: Gewisse Ratsmitglieder verstünden darunter ein
ausgewogenes Gesamtergebnis, während andere eine engere Definition hätten und
sektorbezogene Gegenseitigkeit verlangten. Der Bundesrat wolle sich im Rahmen der
geplanten Revision des Freihandelsabkommens für erstere Version einsetzen und auf
ein ausgewogenes Gesamtergebnis abzielen. Letztere Version der Reziprozität wäre
zudem problematisch, weil man sich mit China auf Bedingungen einigen müsste, die
unter dem Niveau lägen, das die Schweiz China im Rahmen des GATS der WTO bereits
gewährt habe. Einen derartigen Rückschritt würde China nicht zulassen. Er forderte
den Nationalrat daher dringend dazu auf, die Motion abzulehnen. Dieser nahm sie aber
gegen den Willen des Bundesrats, der SVP und der FDP.Liberalen mit 102 zu 72 Stimmen
an. 27
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Landesverteidigung

Militärorganisation

Le conseiller aux Etats Beat Rieder (centre, VS) charge le Conseil fédéral d'élaborer un
rapport sur les futures tâches à attribuer à la pharmacie de l'armée en considérant
l'expérience de la crise du Covid-19. Durant la crise, la pharmacie a été mandatée pour
l'acquisition de biens médicaux importants pour les cantons et le système de santé.
Pour ce faire, elle a dû engager du personnel et créer une organisation ad hoc. En
parallèle, l'OFSP a rencontré des difficultés pour acquérir des vaccins par ses propres
moyens. En prévision d'une prochaine crise, le sénateur valaisan demande de
déterminer la compétence de ces tâches et de régler la question des interfaces avec
l'approvisionnement du pays. Comme souhaité par le Conseil fédéral, le Conseil des
Etats a adopté le postulat. 28

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
DIANE PORCELLANA

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Stillschweigend nahm der Ständerat im Dezember 2022 eine vom Bundesrat
unterstützte Motion seiner Rechtskommission zur Revision des
Mobiliarsicherungsrechts an. Für eine Gesetzesanpassung sprach auch das 2021
veröffentlichte Ergebnis einer vom SECO und vom BJ in Auftrag gegebenen Studie zu
einer allfälligen Revision dieses Rechtsbereichs, wonach ein «Regulierungsversagen»
vorliege. Im Zentrum der Revision soll eine Modernisierung des Eigentumsvorbehalts
stehen. Die Motion nimmt damit das zentrale Anliegen der zurückgezogenen Motion
Rieder (mitte, VS; Mo. 21.4523) auf: Wollen Unternehmen ihre mobilen
Produktionsmittel (beispielsweise Maschinen oder Fahrzeuge) als Sicherheiten bei
Forderungen und Krediten hinterlegen, so können sie dies einerseits durch das
Faustpfandprinzip tun, bei welchem der Besitz vom Schuldner auf den Gläubiger
übergeht. Dieses Instrument ist aber insbesondere bei mobilen Produktionsmitteln
ungeeignet. Andererseits besteht die Möglichkeit, den Weg via Eigentumsvorbehalt zu
wählen. Bei diesem Instrument liegt nur das Eigentum, nicht aber der Besitz, bis zur
Erfüllung der Forderung beim Gläubiger. Wie Kommissionssprecher Beat Rieder im Rat
erläuterte, bestehe genau hier das Problem, weil bei Eigentumsvorbehalten unter
anderem ein Eintrag in ein Register notwendig werde, was für Unternehmen
bürokratischen Aufwand zur Folge habe und den Zugang zu Krediten im internationalen
Handel erschwere. Mit der Motion soll der Bundesrat beauftragt werden, das
Mobiliarsicherungsrecht im Bereich des Eigentumsvorbehalts zu modernisieren und
praxistauglicher zu machen. Dies soll vornehmlich auch durch einen teilweisen Verzicht
auf die Registereinträge oder die Digitalisierung derselben erfolgen, wie Rieder im Rat
präzisierte. 29
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Wettbewerb

Afin de contrecarrer les critiques émises par les sénateurs et sénatrices qui ont refusé
l'initiative parlementaire 17.518, Andrea Caroni (plr, AG) et Beat Rieder (centre, VS) ont
déposé deux motions identiques qui visent une concurrence équitable entre les
entreprises privées et publiques tout en respectant la souveraineté des cantons et des
communes, et sans bureaucratie disproportionnée. La Commission de l'économie et
des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a recommandé l'adoption des deux
motions par 7 voix contre 4 et 1 abstention. La CER-CE a notamment cité l'importance
de la neutralité concurrentielle et pointé du doigt les stratégies de propriétaire pour les
entreprises proches de la Confédération. A l'opposé, une minorité, composée de
député.e.s rose-vert, s'est opposée aux deux motions. Selon la minorité, la situation n'a
pas évolué depuis le refus des motions 19.3236 et 19.3238 en 2019. 
Pour sa part, le Conseil fédéral s'est opposé aux deux motions. S'il souligne
l'importance de garantir une concurrence équitable, il précise que l'activité
économique étatique entraîne forcément certaines distorsions. Néanmoins, il ne
considère pas optimal de légiférer. 
Lors du vote, le Conseil des Etats a adopté les deux motions par 27 voix contre 13. 30
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Afin de contrecarrer les critiques émises par les sénateurs et sénatrices qui ont refusé
l'initiative parlementaire 17.518, Andrea Caroni (plr, AR) et Beat Rieder (centre, VS) ont
déposé deux motions identiques qui visent une concurrence équitable entre les
entreprises privées et publiques tout en respectant la souveraineté des cantons et des
communes, et sans bureaucratie disproportionnée. La Commission de l'économie et
des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a recommandé l'adoption des deux
motions par 7 voix contre 4 et 1 abstention. La CER-CE a notamment cité l'importance
de la neutralité concurrentielle et pointé du doigt les stratégies du propriétaire des
entreprises proches de la Confédération. A l'opposé, une minorité, composée de
député.e.s rose-vert, s'est opposée aux deux motions. Selon la minorité, la situation n'a
pas évolué depuis le refus des motions 19.3236 et 19.3238 en 2019. 
Pour sa part, le Conseil fédéral s'est opposé aux deux motions. S'il souligne
l'importance de garantir une concurrence équitable, il précise que l'activité
économique étatique entraîne forcément certaines distorsions. Néanmoins, il ne
considère pas optimal de légiférer. 
Lors du vote, le Conseil des Etats a adopté les deux motions par 27 voix contre 13. 31
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In der Frühlingssession 2022 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit den beiden
gleichlautenden Motionen Caroni (fdp, AR) und Rieder (mitte, VS; Mo. 20.3532) zur
Eindämmung von Wettbewerbsverzerrungen durch Staatsunternehmen. Nach Meinung
der Motionäre müsse der Bundesrat Gesetzesanpassungen vornehmen, um gleich lange
Spiesse für alle Unternehmen zu schaffen. Dabei sollen insbesondere die
föderalistischen Zuständigkeiten beachtet und der bürokratische Aufwand tief gehalten
werden. Caroni berief sich in seiner Forderung auf den bundesrätlichen Bericht zum
angenommenen Postulat 12.4172 der FDP-Fraktion, in dem der Bundesrat die aktuellen
wettbewerbsverzerrenden Handlungen von bundesnahen Unternehmen beschrieb. 
Die Mehrheit der vorberatenden Kommission empfahl dem Rat mit 16 zu 6 Stimmen bei
2 Enthaltungen, die Motion anzunehmen und bundesnahe Betriebe auf ihre
Kernkompetenzen des Service Public einzuschränken. Kommissionssprecher Burgherr
(svp, AG) argumentierte, dass die Forderungen verhältnismässig und relativ offen
formuliert seien. Unternehmen wie beispielsweise die Post, die SBB, die Ruag, die
Swisscom oder lokale Energieversorger drängen teilweise in funktionierende Märkte ein,
wobei sie die Vorteile von Monopolmacht, Staatsgarantien, Lobbying und einfachem
Zugang zu Behörden genössen. Es gehe nicht darum, die Staatsunternehmen infrage zu
stellen, jedoch müssten generelle Fragen geklärt und in gewissen Bereichen
Anpassungen vorgenommen werden. Die Minderheit um die Berner Nationalrätin Regula
Rytz (gp, BE), die die Motion ablehnte, wollte hingegen kein neues Gesetz, sondern den
Bundesrat und die zuständigen Departemente dazu ermutigen, eine engagierte und
effiziente Oberaufsicht zu führen. Die Aufgaben und Grenzen des Service-Public
müssten in den jeweiligen Spezialgesetzen sowie in der Eigentümerstrategie des
Bundesrats und der Verwaltung festgelegt werden und nicht in einem umfassenden und
generellen Gesetz – so Rytz.
Die Mehrheit des Nationalrates folgte schliesslich der Argumentation der
Kommissionsmehrheit und nahm die beiden Motionen mit 116 Stimmen an. Bei der
Motion Caroni stimmten 57 Ratsmitlieder dagegen, bei der Motion Rieder 54, wobei
sich 5 bzw. 8 Abgeordnete der Stimme enthielten. 32

MOTION
DATUM: 08.03.2022
MARCO ACKERMANN

In der Frühlingssession 2022 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit den beiden
gleichlautenden Motionen Rieder (mitte, VS) und Caroni (fdp, AR; Mo. 20.3531) zur
Eindämmung von Wettbewerbsverzerrungen durch Staatsunternehmen. Nach Meinung
der Motionäre müsse der Bundesrat Gesetzesanpassungen vornehmen, um gleich lange
Spiesse für alle Unternehmen zu schaffen. Dabei sollen insbesondere die
föderalistischen Zuständigkeiten beachtet und der bürokratische Aufwand tief gehalten
werden. Caroni berief sich in seiner Forderung auf den bundesrätlichen Bericht zum
angenommenen Postulat 12.4172 der FDP-Fraktion, in dem der Bundesrat die aktuellen
wettbewerbsverzerrenden Handlungen von bundesnahen Unternehmen beschrieb. 
Die Mehrheit der vorberatenden Kommission empfahl dem Rat mit 16 zu 6 Stimmen bei
2 Enthaltungen, die Motion anzunehmen und bundesnahe Betriebe auf ihre
Kernkompetenzen des Service Public einzuschränken. Kommissionssprecher Burgherr
(svp, AG) argumentierte, dass die Forderungen verhältnismässig und relativ offen
formuliert seien. Unternehmen wie beispielsweise die Post, die SBB, die Ruag, die
Swisscom oder lokale Energieversorger würden teilweise in funktionierende Märkte
eindringen, wobei sie die Vorteile von Monopolmacht, Staatsgarantien, Lobbying und
einfachem Zugang zu Behörden genössen. Es gehe nicht darum, die Staatsunternehmen

MOTION
DATUM: 08.03.2022
MARCO ACKERMANN

01.01.65 - 01.01.23 18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



infrage zu stellen, jedoch müssten generelle Fragen geklärt und in gewissen Bereichen
Anpassungen vorgenommen werden. Die Minderheit um die Berner Nationalrätin Regula
Rytz (gp, BE), die die Motion ablehnte, wollte hingegen statt eines neuen Gesetzes den
Bundesrat und die zuständigen Departemente dazu ermutigen, eine engagierte und
effiziente Oberaufsicht zu führen. Die Aufgaben und Grenzen des Service Public
müssten in den jeweiligen Spezialgesetzen sowie in der Eigentümerstrategie des
Bundesrats und der Verwaltung festgelegt werden und nicht in einem umfassenden und
generellen Gesetz – so Rytz.
Die Mehrheit des Nationalrates folgte schliesslich der Argumentation der
Kommissionsmehrheit und nahm die beiden Motionen mit 116 Stimmen an. Bei der
Motion Caroni stimmten 57 Ratsmitlieder dagegen, bei der Motion Rieder 54, wobei
sich 5 bzw. 8 Abgeordnete der Stimme enthielten. 33

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Afin de répondre à la crise économique induite par la crise sanitaire du Covid-19, Beat
Rieder (centre, VS) a proposé au Conseil fédéral de créer un fonds souverain. Les
objectifs prioritaires de ce fonds souverain seraient de stabiliser l’économie, de
préserver les secteurs économiques indispensables comme la santé ou les transports,
et les entreprises d’importance systémique de rachat par des entreprises étrangères. 
Le Conseil fédéral s’est opposé à la motion. En effet, il a, d’un côté, rappelé les
nombreux programmes de relance conjoncturelle qui ont été élaborés, et d’un autre
côté, indiqué que les marchés du crédit fonctionnaient en Suisse. 
Afin de statuer sur la motion, la Commission de l’économie et des redevances du
Conseil des États (CER-CE) a auditionné des représentants de la Banque nationale
(BNS), de l’économie et des cantons. A la suite de ces auditions, la motion a été retirée.
Le sénateur valaisan a estimé que la pertinence de la motion s'était délitée avec la fin
de la crise du Covid-19. Une motion similaire avait été déposée au Conseil national (Mo.
20.3331). Elle a également été retirée. 34
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Landwirtschaft

Agrarpolitik

La motion déposée par le sénateur valaisan Beat Rieder (centre), qui vise une
suppression de la mesure édictée par le Conseil fédéral d'allouer 3.5 pour cent des
terres assolées à des surfaces de promotion de la biodiversité à partir de 2024, a été
acceptée par 30 voix contre 15 par le Conseil des Etats. Les discussions ont eu lieu à
l'occasion de la session extraordinaire sur l'approvisionnement convoquée par la
fraction UDC. 35
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Contre l'avis de la majorité de la Commission de l'économie et des redevances du
Conseil national (CER-CN), la motion Rieder (centre, VS) a été rejetée par la chambre
basse. Après qu'elle a été acceptée par le Conseil des Etats, la CER-CN avait pris
position en faveur d'un texte qui aurait permis d'enterrer le projet du Conseil fédéral.
Ce dernier prévoyait d'octroyer 3.5 pour cent des surfaces assolées à la biodiversité.
Comme expliqué par le rapporteur francophone de la commission, Olivier Feller (plr,
VD), aller de l'avant avec une telle mesure affaiblirait la sécurité alimentaire du pays,
alors que la guerre en Ukraine montre à quel point il est important d'y faire attention.
Défendant la minorité de la commission, Kathrin Bertschy (pvl, BE) a, au contraire,
rétorqué que c'est bien la perte massive de biodiversité qui affaiblit la sécurité
alimentaire du pays, une baisse du nombre de pollinisateurs induisant une baisse des
récoltes. Pour l'élue bernoise, les facteurs sur lesquels il serait possible d'agir s'agissant
de la sécurité alimentaire sont la réduction de la production de fourrage animal – 60
pour cent des surfaces assolées sont dédiées à cela en Suisse –, la réduction du
gaspillage alimentaire et la protection des terres contre le mitage du territoire.
Soutenant la minorité Bertschy, Guy Parmelin a tenu à préciser que ces 3,5 pour cent
pourront être cultivés, par exemple, pour moitié avec des cultures de céréales en lignes
de semis espacées, un « mode de production [...] favorable à la biodiversité,
économiquement intéressant, avec un rendement légèrement inférieur au rendement
courant ». L'impact de cette mesure devrait donc être limité sur la sécurité alimentaire.
Les arguments du conseiller fédéral et de la députée vert'libérale ont fait mouche, une
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majorité des membres du Conseil national se ralliant à la minorité Bertschy résultant,
par 97 voix contre 89 et 4 abstentions, au rejet de la motion du sénateur Rieder. La
moitié des élu.e.s du PLR ainsi que 3 député.e.s du Centre ont rejoint les voix
socialistes, vert-e-s et vert'libérales pour former une majorité. 36

Jagd

Le Conseil des Etats a accepté, sans vote, une motion déposée par la CEATE-CE qui vise
une régulation rapide des populations de loup. Ce texte est identique à une motion
déposée par la commission sœur. Il demande au Conseil fédéral d'agir dans le cadre de
l'actuelle loi sur la chasse (LChP) et de faire usage de toute la marge de manœuvre à sa
disposition pour permettre un abattage facilité du prédateur, renforcer les mesures de
protection des troupeaux et faire en sorte que le loup ne devienne pas une menace
pour les êtres humains. Bien que ne s'y opposant pas, Adèle Thorens Goumaz (verts, VD)
s'est montrée critique face à un texte qui demande des tirs facilités des loups, alors
que le corps électoral s'est récemment exprimé là-contre. Pour l'élue verte, les
mesures de protection des troupeaux doivent être renforcées, ce qui explique sa non-
opposition au texte. Les centristes Beat Rieder (VS) et Daniel Fässler (AI), provenant
tous deux de cantons montagnards, ont plaidé pour une action rapide afin de résoudre,
temporairement du moins, un problème exponentiel. Par la voix de Simonetta
Sommaruga, le Conseil fédéral a dit soutenir le texte, tout en rappelant que les
possibilités d'action étaient limitées. 37

MOTION
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Le projet de révision partielle de la loi sur la chasse (LChP) a connu des discussions
mouvementées au sein de la chambre haute. Durant près de 2h, les sénatrices et
sénateurs des différentes sensibilités se sont écharpé.e.s sur un projet assouplissant
les conditions permettant l'abattage du loup. Ce sujet, hautement inflammable, a déjà
fait l'objet d'une votation populaire en 2020 et de plusieurs projets de révision, après
l'échec en référendum de la solution trouvée par le Parlement, comme rappelé par le
rapporteur de la commission Othmar Reichmuth (centre, SZ). Animal protégé par la
Convention de Berne, il a été constaté que le loup s'est définitivement installé en
Suisse et qu'une disparition de l'espèce n'est plus à l'ordre du jour, selon l'avis d'une
majorité de la commission. Celle-ci estime qu'il est donc important de procéder à un
changement de paradigme qui permettrait une régulation facilitée du grand prédateur.
Ainsi, l'article 7a de la LChP a été rajouté par la commission afin de spécifier les
conditions de régulation du loup, mais également du bouquetin. A l'article 12, la
commission a décidé de renforcer la prévention contre les dangers que représente le
loup face à l'être humain en donnant la possibilité d'abattre des individus qui se
montreraient menaçants. Egalement réglé à cet article, l'encouragement et la
coordination par la Confédération des mesures cantonales visant à prévenir les
dommages causés par les castors ainsi que leur indemnisation. Quant à la participation
aux dédommagements des dégâts causés par des espèces protégées, ils ne seront
possibles que si des mesures pour prévenir ces dommages auront été prises en amont.

S'opposant au projet de la commission, Adèle Thorens (verts, VD) redoute une chasse
annuelle planifiée qui n'aura pas l'effet souhaité d'apprentissage pour le loup qui
permettrait une meilleure cohabitation. La sénatrice vaudoise dénonce un projet qui
ne tient pas compte du résultat du référendum contre la Loi sur la chasse et de la
Convention de Berne qui protège le loup. Mais ce qui choque le plus l'élue verte est la
non-entrée en matière de la commission sur un projet de compromis issu d'une
plateforme regroupant tous les acteurs associatifs impliqués dans ce dossier – de l'USP
au WWF, en passant par ChasseSuisse et Pro Natura – et qui aurait permis de résoudre
les problèmes soulevés. Partisan du projet soumis au Conseil des Etats, Beat Rieder
(centre, VS) a rendu ses collègues attentifs à l'expansion des meutes de loup en Suisse,
sur un territoire qui n'aura bientôt plus la capacité d'en accueillir plus. Daniel Jositsch
(ps, ZH) dénonce, au contraire, une politique pouvant être résumée avec des mots
empruntés à Caton l'Ancien et légèrement adaptés: «Ceterum censeo lupum esse
delendum», «le loup doit être détruit». Mathias Zopfi, vert glaronais, s'est lui
positionné pour un «oui, mais», conscient qu'il est urgent d'agir pour une meilleure
régulation, mais émettant le souhait que le Conseil national rééquilibre ce projet
notamment en ne mettant pas le bouquetin et le loup sur un même niveau.
Pour le Conseil fédéral, Simonetta Sommaruga s'est dite en faveur des objectifs fixés
par la présente initiative parlementaire, particulièrement en ce qui concerne une
régulation proactive du loup – afin de garantir une meilleure protection des animaux de
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rente –, l'accord de la Confédération pour tout tir de bête et la prépondérance des
mesures de protection des troupeaux. Toutefois, le Conseil fédéral s'oppose à toute
subvention supplémentaire provenant de la Confédération prévue par le projet de
révision.
Lors de la discussion par article, les membres du Conseil des Etats ont accepté
l'ensemble des propositions formulées par la CEATE-CE tout en complétant l'article 12
pour permettre un abattage de loups appartenant à une meute lors de la saison
estivale, alors que seule la période allant du 1er septembre au 31 janvier était
initialement prévue pour procéder aux régulations. Au vote sur l'ensemble, seules les 4
élues vertes de la chambre haute (Céline Vara (NE), Lisa Mazzone (GE), Adèle Thorens-
Goumaz et Maya Graf (BL)), rejointes par 2 élus socialistes (Carlo Sommaruga (GE) et
Daniel Jositsch) se sont opposé.e.s au projet, accepté à 31 voix (et 4 abstentions). 38

Internationale Landwirtschaftspolitik

Tout comme le Conseil national, le Conseil des Etats a débattu de l'approvisionnement
du pays en denrées alimentaires dans le cadre d'une session extraordinaire convoquée
par la fraction UDC. Une série de motions touchant à l'autoapprovisionnement
alimentaire ont été déposées par des membres de l'UDC et par le sénateur du Centre
Beat Rieder (VS). Les élus ont, tour à tour, défendu leur point de vue sur les mesures
prévues par le Conseil fédéral pour une agriculture plus durable. Werner Salzmann (udc,
BE; Mo. 22.3606) a dénoncé une politique des autorités qui mènera à une baisse du
taux d'autoapprovisionnement alimentaire par une augmentation des surfaces
d'assolement dédiées à la biodiversité, alors que le Conseil fédéral devrait, au
contraire, poursuivre des objectifs inverses, particulièrement en temps d'insécurité sur
le sol européen. Une position également défendue par le président de l'UDC, Marco
Chiesa (TI; Mo. 22.3567 et Mo. 22.3568), qui a exhorté les autorités à repousser ses
plans d'augmentation des surfaces dédiées à la biodiversité qui ne feront que rendre le
pays encore plus dépendant des importations. Hansjörg Knecht (udc, AG; Mo. 22.3607)
a appelé le Conseil fédéral à augmenter les contributions à la sécurité alimentaire,
plutôt que de les abaisser, afin d'inciter les agricultrices et agriculteurs à produire
davantage. Finalement, Beat Rieder (Mo. 22.3610) s'est inquiété d'une crise alimentaire
globale annoncée par la FAO; un organe de l'ONU qui a appelé les pays industrialisés à
renoncer à l'achat de denrées alimentaires destinées aux pays les plus démunis sur les
marchés internationaux. Les surfaces agricoles disponibles devraient donc, selon l'élu
valaisan, être entièrement utilisées dans le but de nourrir la population.
Défendant les plans du Conseil fédéral en la matière, l'élue verte Adèle Thorens Goumaz
(VD) a relevé que la situation à l'internationale – concernant l'approvisionnement
alimentaire – liée à la guerre d'agression de la Russie en Ukraine semblait se normaliser.
De plus, les mesures du Conseil fédéral sont essentielles, à ses yeux, pour maintenir la
fertilité des sols, la biodiversité et les pollinisateurs, tous des aspects cruciaux pour la
production agricole sur le long terme. La sénatrice vaudoise a rappelé que la moitié des
surfaces de promotion de la biodiversité pourra être cultivée avec des nouvelles
techniques de culture, telle que les cultures de céréales en lignes de semis espacées;
des méthodes presque autant productives que celles éprouvées par l'agriculture
conventionnelle. Sa collègue de parti Maya Graf (BL) a ajouté qu'une augmentation de
l'autoapprovisionnement alimentaire était possible, en produisant plus de denrées
directement destinées aux humains. Elle a rappelé que 43 pour cent des terres arables
sont aujourd'hui dédiées à la production de céréales fourragères pour les animaux.
Guy Parmelin, pour le Conseil fédéral, a fait un long exposé – qu'il répétera en partie
devant les membres de la chambre basse quelques heures plus tard – des raisons pour
lesquelles les motions devaient être rejetées. Revenant sur les revendications des élus
bourgeois, il a tenu à rassurer son auditoire sur la sécurité alimentaire actuelle de la
Suisse, tout en admettant une forte dépendance à l'étranger en ce qui concerne le
diesel, les engrais minéraux, les fourrages et les machines agricoles. Des mesures
peuvent, toutefois, être prises par la Confédération en cas d'aggravation de la situation
(libérer les réserves obligatoires, encourager les importations, limiter les quantités
disponibles à la vente). Une analyse complète des réserves obligatoires est prévue en
2023, comme précisé par le ministre de l'agriculture. Il a ensuite présenté les objectifs
agricoles à long terme fixés par le Conseil fédéral dans le cadre de son rapport publié
en juin 2022. Le Conseil fédéral vise un taux d'autoapprovisionnement net de la
population de 50 pour cent à l'horizon 2050. Il a rappelé les nombreux défis auxquels
l'agriculture sera soumise ces prochaines années eu égard à cet objectif
(réchauffement climatique, augmentation de la population, préservation des sols,
diminution du gaspillage alimentaire, réorientation de la production, etc.). 
A l'issue de cette discussion fleuve, les sénatrices et sénateurs ont approuvé les
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motions Salzmann (Mo. 22.3606) par 31 contre 13 et une abstention, Chiesa (Mo.
22.3567) par 28 voix contre 15 et deux abstentions et Rieder (Mo. 22.3610) par 30 voix
contre 15. La motion Chiesa 22.3568 réclamant des mesures urgentes pour augmenter
la production indigène a, quant à elle, été refusée par 36 voix contre 7 et deux
abstentions, tandis que la motion Knecht (Mo. 22.3609) sur la contribution de base à la
sécurité alimentaire a été retirée par le sénateur. 39

Tierhaltung, -versuche und -schutz

La nécessité de préserver certaines races indigènes d'animaux de rente digne d'être
conservées fait consensus au sein de la Chambre haute. Sur proposition de Beat Rieder
(centre, VS), les sénatrices et sénateurs ont accepté une motion, soutenue par le
Conseil fédéral, qui vise une modification d'ordonnances permettant de promouvoir les
races indigènes qui représentent un intérêt, que ce soit le cheval des Franches-
Montagnes, le mouton à nez noir du Valais, la chèvre Nera Verzasca ou encore la poule
d'Appenzell huppée. La Politique agricole 22+ (PA 22+) prévoyait de telles mesures,
mais celle-ci ayant été suspendue, il est important, selon l'élu valaisan, de prendre
rapidement des mesures afin de faire face au recul du nombre d'individus de certaines
de ces races. Une solution pourrait être l'introduction d'une prime par animal qui
permettrait de soutenir les éleveurs et éleveuses possédant ces races. 40
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C'est à l'unanimité et sans discussion que le Conseil national a donné son feu vert à la
motion Rieder (centre, VS) ayant pour but de préserver certaines races indigènes
d'animaux de rente. Le Conseil fédéral, favorable au texte, est maintenant appelé à
agir. 41
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Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Die Errichtung eines souveränen, gemeinwohl- und ertragsorientierten Staatsfonds
verlangte Beat Rieder (mitte, VS) im März 2022 in einer Motion. Dieser solle durch einen
Teil der Währungsreserven der SNB geäufnet werden, wobei die SNB im Gegenzug
Obligationen des Staatsfonds als Sicherheit erhalten würde. Die Gewinne des Fonds
sollten Bund und Kantonen zugutekommen, welche sie für Beteiligungen an
systemrelevanten Schweizer Unternehmen oder an strategischen Sachwerten sowie zur
Finanzierung von Investitionsprogrammen zur Konjunkturbelebung einsetzen könnten.
Der Motionär störte sich daran, dass die SNB ihre Währungsreserven in ausländische
Aktien anlegte, und erachtete einen ähnlichen Staatsfonds wie in Norwegen oder
Singapur als Möglichkeit, die Gelder «vorteilhafter, strategischer und unabhängiger»
einzusetzen. 
Der Bundesrat lehnte die Motion als «Eingriff in die verfassungsrechtliche
Unabhängigkeit der SNB» ab. Die SNB müsse uneingeschränkt über ihre
Währungsreserven verfügen können, um eine übermässige Aufwertung des Frankens
verhindern zu können. Zudem kritisierte der Bundesrat unter anderem die fehlende
Berücksichtigung der Möglichkeit eines Anlageverlustes sowie die sehr heterogenen
Einsatzzwecke des Fonds.
In der Sommersession 2022 entschied sich der Ständerat auf Antrag von Roberto
Zanetti (sp, SO) mit 19 zu 16 Stimmen (bei 1 Enthaltung), die Motion der zuständigen
Kommission zur Vorberatung zuzuweisen. 42
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Voranschlag

In der Herbstsession 2021 beriet das Parlament den Nachtrag IIa zum Voranschlag
2021. Peter Hegglin (mitte, ZG) präsentierte die Nachtragskredite in der Höhe von CHF
644 Mio. dem Ständerat. Die FK-SR habe zwar alle bundesrätlichen Anträge
gutgeheissen, störe sich jedoch an der «Kurzfristigkeit der Botschaft», zumal den
Subkommissionen keine Zeit für eine vorgängige Beratung geblieben sei. «Nach mehr
als eineinhalb Jahren Corona-Krise sollten wir wieder zum normalen zweiteiligen
Nachtragskreditverfahren zurückkehren können», forderte der Kommissionssprecher.
Kaum Aufmerksamkeit erzielte im Ständerat die Tatsache, dass die Vorgaben der
Schuldenbremse aufgrund des Nachtragskredits nicht erfüllt werden könnten: Dieser
Nachtragskredit würde das veranschlagte Defizit im ordentlichen Budget auf CHF 2.4
Mrd. erhöhen, obwohl dieses gemäss Schuldenbremse im Jahr 2021 nur bei CHF 1.9
Mrd. liegen dürfte. Hingegen kündigte Finanzminister Maurer an, dass der Bund Ende
Jahr wohl CHF 5 Mrd. weniger an ausserordentlich verbuchten Corona-bedingten
Kreditposten benötigen werde, als im Budget vorgesehen war. Dieses Geld werde
folglich gemäss der vorgeschlagenen Änderung des Finanzhaushaltsgesetzes in den
Abbau der Covid-19-Schulden fliessen.
Diskussionen gab es in der Folge zum Antrag, dem Bundesrat die Kompetenz zur
Weitergabe von 4 Millionen Impfdosen des Covid-19-Impfstoffes AstraZeneca an die
Covax-Initiative der WHO zu erteilen. Die Covax-Initiative setzt sich für einen
weltweiten gerechten Zugang zu den Covid-19-Impfstoffen ein. Beat Rieder (mitte, VS)
fürchtete sich vor einem Reputationsrisiko für die Schweiz, wenn sie Impfstoffe, die in
der Schweiz nicht zugelassen sind, «einfach irgendwo in Drittländer exportiere[...]».
Sinnvoller sei es, der Covax-Initiative den Gegenwert der Impfstoffe in Franken zu
überweisen. Der Finanzminister anerkannte zwar den entsprechenden Vorbehalt,
erachtete diesen «Beitrag der Schweiz» ob den zahlreichen, auch europäischen
Staaten – wie der Kommissionssprecher ergänzte –, in denen der Impfstoff eingesetzt
wird, dennoch als wertvoll. Ohne Gegenstimmen, aber mit 3 Enthaltungen, nahm der
Ständerat den Nachtrag IIa sowie einstimmig den Bundesbeschluss II über die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2021 an.

Im Gegensatz zum Ständerat lagen einige Tage später im Nationalrat drei
Minderheitsanträge Guggisberg (svp, BE) vor. So verlangten die Minderheiten, die
Nachtragskredite für das Globalbudget des BAG, den Beitrag an Gesundheitsschutz und
Prävention zur Überwachung neuer Virusvarianten und denjenigen für das Globalbudget
des BFS allesamt im Budget des EDI zu kompensieren. Der Minderheitensprecher
verwies auf die CHF 24.4 Mrd., welche zur Bewältigung der Pandemie bereits bewilligt
worden seien, sowie auf die zu erwartenden und bereits angekündigten
Budgetunterschreitungen in der Höhe von bis zu CHF 8 Mrd. – auch im EDI. Folglich
sollten diese nun zusätzlich beantragten Kredite departementsintern kompensiert
werden. Nach zahlreichen Wortmeldungen bat der Finanzminister die grosse Kammer,
auf die Kompensation zu verzichten, da damit die Transparenz verringert werde. Man
wolle Ende Jahr klar ausweisen können, was die einzelnen Kreditpositionen gekostet
haben und wo Kreditreste bleiben. «Ich glaube, wir sollten alles, was in dieser Krise
ausserordentlich passiert ist, auch ausserordentlich ausweisen», begründete der
Finanzminister seine ablehnende Haltung. Mit jeweils 140 respektive 139 zu 54 Stimmen
lehnte der Nationalrat die drei Minderheitsanträge gegen den Widerstand der SVP-
Fraktion ab. Keine Diskussionen gab es zu den übrigen Nachtragskrediten: Der
Nationalrat hiess die Zusatzkredite über CHF 411 Mio. – etwa den Kredit zur Bewältigung
der Covid-Pandemie (CHF 164 Mio.), den Kredit für die Passivzinsen (CHF 85 Mio.), den
Verpflichtungskredit «Wald 2020-2024» (CHF 100 Mio.) – sowie die Investitionen über
CHF 233 Mio. in den BIF stillschweigend gut und verabschiedete sie in der
Gesamtabstimmung mit 155 zu 39 Stimmen. Auch der Bundesbeschluss II über die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2021 wurde mit 153 zu 41
Stimmen gutgeheissen, wobei die ablehnenden Stimmen erneut von Mitgliedern der
SVP-Fraktion stammten. 43
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energie

Ende Januar 2021 zog die UREK-NR im Rahmen der Beratungen zur parlamentarischen
Initiative Badran (sp, ZH; Pa.Iv. 16.498) ihre eigene Motion zum Schutz kritischer
Infrastrukturen zurück. Die in der Motion verlangten Schutzmassnahmen würden – wie
der Bundesrat bereits ausgeführt hatte – mit der angenommenen Motion Rieder (mitte,
VS; Mo. 18.3021) bereits umgesetzt, erklärte die Kommission in ihrer
Medienmitteilung. 44
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Energiepolitik

Im Jahr 2021 drehte sich die mediale Debatte im Energiebereich stark um die Frage, wie
die Stromproduktion der Schweiz in Zukunft aussehen soll. Es kam die Befürchtung auf,
dass künftig eine Strommangellage entstehen könnte. Dies war insbesondere auf drei
Entwicklungen zurückzuführen: Erstens werden durch die schrittweise
Ausserbetriebnahme der Schweizer Atomkraftwerke rund 40 Prozent der heutigen
Schweizer Stromproduktion wegfallen, wie die NZZ schrieb. Zweitens wird durch den
Ausbau der erneuerbaren Energien eine unregelmässigere Stromproduktion
stattfinden, die speziell in den Wintermonaten zu einem Nachfrageüberhang führen
könnte. Diese Lücke könnten womöglich zukünftig auch umliegende Länder nicht
schliessen, da sich diese in einer ähnlichen Situation befinden und ihre
Energieproduktion mittel- bis langfristig ebenfalls CO2-neutral gestalten möchten,
erklärte die Argauer Zeitung. Drittens führte der Entscheid des Bundesrates, die
Verhandlungen über ein institutionelles Rahmenabkommen abzubrechen, dazu, dass
vorerst auch kein sektorielles Stromabkommen mit der EU abgeschlossen werden kann.
Die EU hatte den Abschluss des Stromabkommens an das Zustandekommen des
Rahmenabkommens geknüpft. Die Stromversorgungssicherheit leidet damit insofern,
als die Schweiz von wichtigen Gremien und Plattformen des EU-Strombinnenmarktes
ausgeschlossen wird und Stromlieferungen in die Schweiz teilweise unsicherer werden.
Nach dem Scheitern des Rahmenabkommens sei deshalb klar geworden, dass die
Situation schwierig werde, resümierte der Tages-Anzeiger. Die Schweizer
Energiestrategie 2050 basiere auf der Annahme, dass ein Stromabkommen mit der EU
bestehe, erklärte Ex-Nationalrat und heutiger ElCom-Präsident Werner Luginbühl
anlässlich der jährlichen Medienkonferenz der nationalen Regulierungsbehörde. Ohne
Abkommen werde es daher zunehmend schwierig, die Nachfrage jederzeit decken zu
können. Auch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz schätzte 2020 einen längeren
Stromausfall als eine der derzeit grössten Gefahren für das Land ein. 

Durch das Ausbleiben eines solchen bilateralen Abkommens droht der Schweiz – als
erste Folge – der Ausschluss vom Regelenergiemarkt. So können kurzfristige Strom-
Reservekapazitäten nicht mit den EU-Ländern gehandelt werden, was insbesondere die
Stromversorgungssicherheit tangiert. Dies wiederum habe finanzielle Folgen, da die
Stromkonzerne ihren Trumpf in den Alpen, die Pumpspeicherkraftwerke, nicht
vollständig ausspielen können, um bei Spitzenzeiten mit abrufbarem Stromangebot
mitmischen zu können, berichtete die NZZ. Gemäss dem Tages-Anzeiger warte
Swissgrid seit Oktober 2020 auf ein Signal aus Brüssel, um die Handelsplattform formell
nutzen zu können. Wie dieselbe Zeitung weiter schrieb, sei es aber vornehmlich der
EU-Kommission ein Anliegen, die Schweiz von dieser Plattform auszuschliessen. Sie
setze deshalb Druck auf Länder wie Deutschland und Frankreich auf, um die Schweiz
nicht mehr an den Verhandlungstisch einzuladen. Als zweite Folge eines fehlenden
bilateralen Abkommens kann Swissgrid auch nicht in wichtigen regulatorischen Gremien
mit anderen Übertragungsnetzbetreibern Einsitz nehmen. Dies führe zu fehlender
Koordination und ungeplanten Lastflüssen, respektive zur Situation, dass plötzlich
unerwartet eine gewisse Strommenge durch die Schweiz fliesst und eine flexible und
ineffiziente Ausgleichsmassnahme durch die Zuschaltung von Schweizer
Wasserkraftkapazitäten nötig wird, erklärte die NZZ. BFE-Sprecherin Marianne Zünd
resümierte, dass sich die Situation für alle Akteure in der Schweiz verschlechtern
werde. «Trotz physischer Verbundenheit wird die Schweiz aber zunehmend zu einer
Strominsel», schrieb die NZZ im April 2021. 

Als Rezept gegen die drohende Strommangellage präsentierte der Bundesrat im
Sommer unter der Federführung von Energieministerin Simonetta Sommaruga die
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Botschaft zur Revision des EnG und des StromVG. Die darin vorgesehenen Massnahmen
waren in den entsprechenden Vernehmlassungen (Vernehmlassung des EnG;
Vernehmlassung des StromVG) – zumindest im Falle des EnG – mehrheitlich auf positive
Resonanz gestossen. Dieser Mantelerlass für eine sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien sah nebst dem Ausbau und der Förderung der erneuerbaren
Energien im Inland die Schaffung einer zusätzlichen Speicherreserve für die
Wintermonate vor. Der Bundesrat wollte damit als Lösung für den Wegfall der
Bandenergie aus den Atomkraftwerken die Kapazitäten im Inland stark mit
erneuerbaren Energien ausbauen und eigenständig für mehr Versorgungssicherheit im
Winter sorgen. Gleichzeitig gab Energieministerin Simonetta Sommaruga bekannt, den
inländischen Strommarkt liberalisieren zu wollen. Der Strommarkt soll damit dank den
Marktkräften effizienter werden, die erneuerbaren Energien besser integrieren,
innovative Geschäftsmodelle ermöglichen und gleichzeitig den Konsumentinnen und
Konsumenten bei der Stromanbieterwahl Wahlfreiheit lassen, wie der Bundesrat in
einer Medienmitteilung bekannt gab. 

Frischen Schub verlieh der medialen Debatte im Herbst 2021 eine Videobotschaft des
Wirtschaftsministers Guy Parmelin. Darin richtete sich der Waadtländer Bundesrat an
Unternehmerinnen und Unternehmer in der Schweiz mit der Bitte, sich auf allfällige
Strommangellagen vorzubereiten und Konzepte auszuarbeiten, um in Notsituationen
rasch stromintensive Aktivitäten kurzfristig aussetzen zu können. Konkret richtete sich
diese Botschaft an rund 30'000 Unternehmen in der Schweiz, die einen jährlichen
Stromverbrauch von über 100'000 kWh aufweisen. Solche Firmen könnten durch eine
allfällige Anordnung des Bundesrates dazu verpflichtet werden, einen gewissen
Prozentsatz am Stromverbrauch während einer Strommangellage einzusparen, erklärte
der Tages-Anzeiger. Die Warnung des Wirtschaftsministers basierte auf einer Studie zur
Versorgungssicherheit, die der Bundesrat in Auftrag gegeben hatte. In dieser Analyse
war insbesondere ein Faktor dafür verantwortlich, dass gerade ab 2025 mit einem
Engpass zu rechnen sei: Eine Vorgabe der EU, wonach ab 2025 mindestens 70 Prozent
der grenzüberschreitenden Kapazitäten zwischen den EU-Staaten gehandelt werden
müssen. Diese Regelung habe zur Folge, dass Exporte in Nicht-EU-Länder wie die
Schweiz verringert würden und die inländische Netzstabilität hierzulande stark sinke,
schlussfolgerte die Studie. Um ungeplante Lastflüsse auszugleichen, würden
Wasserkraftreserven aufgebraucht werden müssen, die eigentlich für den Winter
wichtig wären, um die dann anfallende Nachfrage decken zu können. In der politischen
Debatte musste Energieministerin Simonetta Sommaruga viel Kritik einstecken und die
Situation erklären. Sie habe sich über das alarmistische Vorpreschen ihres Amtskollegen
Parmelin geärgert, folgerte beispielsweise der Tages-Anzeiger. 

Nicht sehr verwunderlich präsentierten verschiedenste Politikerinnen und Politiker
einen bunten Strauss an möglichen Massnahmen, um eine solche Strommangellage zu
verhindern. Während die einen darauf beharrten, nun endlich mit dem Ausbau der
erneuerbaren Energien vorwärts zu machen, forderten andere die Wiederbelebung der
totgesagten Atomkraft, wie es beispielsweise der grosse Nachbar Frankreich unter
Präsident Emanuel Macron tat. Schon im Sommer, nachdem das Schweizer Stimmvolk
das CO2-Gesetz in einem Referendum knapp versenkt hatte und das Stromabkommen
auf den Sankt-Nimmerleins-Tag («aux calendes grecques») verschoben worden war, wie
«Le Temps» witzelte, berichtete dieselbe Zeitung von einer Wiederentdeckung der
Atomenergie: Einerseits würde ein Weiterbetrieb der bestehenden Anlagen die
Stromversorgungsknappheit entschärfen, andererseits eine relativ CO2-neutrale
Energie liefern, so das Blatt. Weiter gingen Exponentinnen und Exponenten der SVP, die
den Bau von neuen Atomkraftwerken auf das politische Parkett brachten. Die Atomkraft
sei plötzlich wieder «en vogue», schrieb der Tages-Anzeiger dazu. Der Berner
Nationalrat Albert Rösti wollte deshalb im Rahmen der Beratungen zum bereits
erwähnten Mantelerlass für eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien
eine dahingehende Änderung des KEG beantragen, die das Neubauverbot für AKWs
kippen würde. Auch Alt-Bundesrat Christoph Blocher weibelte in den Medien für neue
AKWs, doch alle grossen Stromkonzerne in der Schweiz winkten bei der Frage nach
neuen Anlagen ab; zu teuer, betriebswirtschaftlich nicht rentabel und gesellschaftlich
nicht erwünscht, war der Tenor. Einen etwas anderen Ansatz wählte die Mitte-Partei:
Parteipräsident Gerhard Pfister (mitte, ZG) brachte die Idee von einer Strom-Neat auf,
die sich Parteikollege Beat Rieder (mitte, VS) ausgedacht habe. So könnte die EU von
einer starken Stromleitung durch die Schweiz profitieren. Im Gegenzug würde die
Schweiz bei wichtigen Gremien mitmachen dürfen, sodass die Versorgungssicherheit
und die Netzstabilität verbessert würden, erhoffte sich Pfister von der Idee. Wie
verschiedenste Medien schrieben, sei es aber fraglich, wie zentral die Schweiz als
Stromdrehscheibe in Europa überhaupt noch sein werde. Derzeit sei es vor allem
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Italien, das ein starkes Interesse an einer funktionierenden Durchleitung durch die
Schweiz habe. Mit dem Forcieren einer Starkstrom-Erdverkabelung zwischen Italien und
Österreich schwinde allerdings diese Schweizer Trumpfkarte. Wichtig sei die Schweiz
jedoch vorwiegend in Sachen Stromspeicherung, da dank den
Pumpspeicherkraftwerken überschüssiger Strom auf dem EU-Markt gespeichert werden
könnte. Eine andere Forderung, die auch schon länger in den politischen Debatten
kursierte, war die Forderung für den Bau von Gaskraftwerken, die bei einer
Strommangellage kurzfristig mit abrufbaren Kapazitäten einspringen könnten. Wie die
Westschweizer Zeitung «24 heures» schrieb, schlage die Vereinigung Powerloop, der
Fachverband für Energiefragen der Energiestrategie 2050, den Bau von rund 2000
kleinen Gaskraftwerken vor. Diese könnten einfach realisiert werden, bräuchten wenig
Platz und könnten bei Bedarf einfach abgebaut werden, wenn dies die Situation
verlange. Gemäss Aargauer Zeitung betrachtete auch der Bund CO2-kompensierte
Gaskraftwerke als eine mögliche Übergangslösung. Allgemein stellt die Situation den
Schweizer Strommarkt vor «riesige[...] Herausforderungen», prophezeite etwa die
Aargauer Zeitung. Handkehrum könne die Gefahr eines Stromengpasses aber auch als
Chance gesehen werden, damit sich das Land in eine nachhaltigere Energiewirtschaft
bewege, sinnierte beispielsweise «Le Temps». 45

Wasserkraft

La motion du sénateur valaisan Beat Rieder (centre, SE) a été classée car elle n'a pas été
examinée dans le délai imparti de deux années. Il souhaitait, par cette motion, garantir
les investissements dans l'énergie hydraulique pour sécuriser une production
électrique indigène.

MOTION
DATUM: 17.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Alternativenergien

Das mediale Interesse rund um das Thema Windenergie war auch in den Jahren 2018
bis 2021 ununterbrochen stark. Die meisten Berichterstattungen konnten dabei den
Themenbereichen «Potenzial von Windenergie», «schleppender inländischer Ausbau
und Kritik» sowie «Zubau von Schweizer Anlagen im Ausland» zugeordnet werden. 

Ein mediales Echo erzeugte im Frühling 2019 eine veränderte Einschätzung des BFE
beim verorteten Windenergiepotenzial. Wie die NZZ schrieb, sei die Windstärke in der
Vergangenheit überschätzt worden, weshalb in der Folge der Windatlas von 2019
deutlich geringere Windstärken ausweise als noch jener von 2016. Opponentinnen und
Opponenten der Windenergie würden dem Bund deshalb «frisierte Zahlen» im Vorfeld
der Abstimmung über die Energiestrategie 2050 vorwerfen, liess die NZZ verlauten. Das
Bundesamt teilte mit, dass im Vergleich zum früheren Atlas zwar tiefere
Windgeschwindigkeiten zu erwarten seien, die alte Karte aber dennoch Regionen
korrekt aufgezeigt habe, in denen Wind zur Stromproduktion genutzt werden könne. 

Trotz dieser neuen Einschätzung der Windsituation gingen im November 2020 neue
Windräder in Betrieb: Auf dem Gotthardpass im Kanton Tessin drehten sich erstmals
fünf Windräder in einem neuen Park. Die neue Anlage mache damit gut 15 Prozent der
nationalen inländischen Windenergieproduktion aus, wie die Westschweizer Zeitung
«Le Temps» berichtete. Die Aargauer Zeitung relativierte jedoch, dies sei nur «[e]in
kleiner Schub für die Windkraft», da die Windenergieproduktion gerade einmal 0.2
Prozent des Schweizer Strommixes ausmache. Mit diesem «Mauerblümchendasein»,
das die Windkraft in der Schweiz friste, sei diese noch weit von den in der
Energiestrategie 2050 angestrebten sieben Prozent entfernt, kommentierte dieselbe
Zeitung. Derselbe Tenor war auch in vielen weiteren Medienberichten zu vernehmen.
Die Basler Zeitung urteilte im Juli 2019 etwa, die Ausbauziele des Bundes in der
Windenergie seien kaum mehr erreichbar. Das St. Galler Tagblatt verortete den Grund
für den schleppenden Ausbau vor allem bei den Landschaftsschützenden und den
Kantonsregierungen. So hätten beispielsweise die Kantonsregierungen von Appenzell-
Innerrhoden und Glarus Windparks aus ihren Richtplänen gestrichen. Die «Weltwoche»
sprach beim Ausbau der Windenergie von einer «Verschandelung der Landschaft» und
kritisierte den Ausbau damit generell. Doch auch die Bevölkerung selber nahm
entsprechenden Projekten den Wind aus den Rotoren, wie das Beispiel vom
bernjurassischen Sonvilier (BE) im Herbst 2019 zeigte: Die Bürgerinnen und Bürger
Sonviliers lehnten die entsprechende Überbauungsordnung für die Errichtung von
sieben neuen Windturbinen mit 286 (50.4 %) zu 281 (49.6%) Stimmen in der
kommunalen Abstimmung äusserst knapp ab, wie SRF berichtete. Es drohe eine
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regelrechte «Anbauschlacht» – ein Vergleich, den Beat Rieder (mitte, VS) während einer
Parlamentsdiskussion betreffend den Ausbau und die Förderung der erneuerbaren
Energien prägte –, um die inländische Energieversorgung mit erneuerbaren Energien
sicherstellen zu können. Die Windenergie bereite einen riesigen Aufwand und
verursache grossen Ärger bei der lokalen Bevölkerung, wie das Beispiel am Stierenberg
(LU) exemplarisch aufzeige, monierte dieselbe Zeitung weiter. Einen Rückschlag
einstecken musste auch ein Projekt in Grenchen (SO). Dort hätten Presseberichten
zufolge ursprünglich sechs Windräder gebaut werden sollen. Das Bundesgericht gab
aber einer Einsprache von Vogelschützern teilweise statt und strich im November 2021
zwei Masten aus der Planung. Grund dafür waren zwei Wanderfalken, die im Gebiet
ihren Horst hatten und die für die regionale Population von grosser Bedeutung seien,
wie die Vogelwarte Sempach zuvor festgehalten hatte. Zudem müssen zum Schutz von
Fledermäusen Mikrofone an den Anlagen montiert werden, urteilte das Bundesgericht
weiter. Allgemein seien Einsprachen und lange Verfahren ein Problem, erklärte der
Tages-Anzeiger im Herbst 2021. Es herrsche «Flaute» und es dauere im Schnitt 20
Jahre, bis in der Schweiz eine neue Anlage stehe; der Windpark Sainte-Croix (VD) im
Jura, der voraussichtlich 2023 in Betrieb gehen werde, habe beispielsweise eine
Vorlaufzeit von 25 Jahren gehabt. Energieministerin Simonetta Sommaruga wollte
deshalb die Akteure an einem «runden Tisch» zusammen bringen, um die Prozesse und
den Austausch zu beschleunigen, wie der Tages-Anzeiger weiter berichtete. In der
Botschaft zur Revision des Energiegesetzes, welche er im Sommer 2021 dem Parlament
unterbreitete, sah der Bundesrat im Gesetzestext zudem verbindliche Ausbauziele für
erneuerbare Energien sowie verlängerte Fördermassnahmen für den Ausbau vor, was
die Weltwoche wiederum als unvernünftige, «übergrosse Kelle» beurteilte. 

Kopfzerbrechen dürfte der Energieministerin nebst dem gemächlichen Ausbautempo
auch der Umstand bereitet haben, dass grosse Windenergieanlagen von Schweizer
Energieunternehmen in den letzten Jahren im Ausland gebaut oder mitfinanziert
wurden. «Der Wind weht im Ausland», übertitelte der Tages-Anzeiger im Februar 2021
einen Bericht über die Stadtzürcher Elektrizitätswerke (EWZ), die in Norwegen 22 neue
Windturbinen in Betrieb genommen hatten. Zwar könne die Stadt Zürich damit einen
grüneren Strommix anbieten – was auch die Stimmbevölkerung im Sommer 2021 in
einer Volksabstimmung hoch goutiert hatte –, da aber andere europäische Länder in
Zukunft selbst mehr Kapazitäten benötigen würden, wenn sie aus fossilen
Energieträgern aussteigen wollten, könnte dies dazu führen, dass die Schweiz nicht
mehr genügend Strom importieren könne. Dies habe insbesondere auch mit einer EU-
Regelung zu grenzüberschreitenden Übertragungskapazitäten zu tun, welche ab 2025 in
Kraft treten werde und bewirke, dass die Schweiz als Nicht-EU-Mitglied im
europäischen Strommarkt einen Nachteil im Import erfahren werde. «Die EU kann
bestimmen, wie viel Strom die Schweiz vom Ausland importieren kann», resümierte der
Tages-Anzeiger im Februar 2021. Neue Windenergieanlagen im Ausland mit Schweizer
Beteiligung dürften somit einen positiven Einfluss auf das Klima haben, jedoch auf die
lange Sicht eher nicht zur inländischen Stromversorgungssicherheit und zur
Verhinderung einer drohenden Strommangellage beitragen. 46

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2022 über die Differenzen in der
Revision des Strassenverkehrsgesetzes, welche vom Nationalrat aufgrund eines
Rückkommensantrags geschaffen worden waren. Die Mehrheit der KVF-SR stimmte der
vom Nationalrat ausgearbeiteten Formulierung bezüglich der Raserdelikte im Grundsatz
zu, wollte aber noch die entsprechenden Vorbehalte der Schweizerischen
Staatsanwälte-Konferenz berücksichtigen und hatte daher den Wortlaut zu den
Raserbestimmungen präzisiert, wie Kommissionssprecher Thierry Burkart (fpd, AG) im
Plenum ausführte. Dadurch sollten mögliche Rechtsunsicherheiten verhindert werden.
Burkart wies auch darauf hin, dass die Stiftung Road Cross erklärt habe, auf ein
Referendum zu verzichten, wenn das Parlament den vorgeschlagenen Änderungen zu
den Raserbestimmungen zustimme. Die kleine Kammer nahm die angepassten
Formulierungen zum Führerscheinentzug sodann stillschweigend an. 
Bei den Bestimmungen zum Freiheitsentzug lag ein Minderheitsantrag Rieder (mitte, VS)
vor. Der Walliser Ständerat setzte sich dafür ein, dass die kleine Kammer hierbei wieder
auf die Version des Bundesrates umschwenkt, wodurch die Mindestfreiheitsstrafe
wieder ganz wegfallen würde. Die Kommissionsmehrheit hatte indes neu vorgeschlagen,
dass die Mindeststrafe bei einem Strafmilderungsgrund nach Art. 48 StGB – also zum

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.23 27ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Beispiel bei Handlungen aus achtenswerten Beweggründen – unterschritten werden
dürfe. Rieder argumentierte, dass die Räte im Rahmen der Vorlage über die
Harmonisierung der Strafrahmen beschlossen hatten, bei Raserdelikten keine
Mindesthaftdauer von einem Jahr festzulegen. Die Beurteilung eines konkreten Falles
solle den Richterinnen und Richtern obliegen und nicht standardmässig durch die
Staatsanwaltschaft geregelt werden, so Rieder. In der Zwischenzeit empfahl jedoch
Verkehrsministerin Sommaruga im Namen des Bundesrates ebenfalls, der
Kommissionsmehrheit und nicht mehr der ursprünglichen Version des Bundesrates zu
folgen, zumal die nun vorgeschlagene Formulierung materiell auch dem Entscheid des
Nationalrates entspreche. In der Folge votierten 29 Mitglieder des Ständerates für den
Antrag der Kommissionsmehrheit, 14 für die Minderheit Rieder. Somit wird sich erneut
der Nationalrat mit der Gesetzesänderung befassen müssen. 47

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

In der Sommersession 2022 beugte sich der Ständerat über den Entwurf seiner UREK
betreffend die zweite Etappe der Teilrevision des RPG. Da die Kommission ihren
Entwurf als einen indirekten Gegenentwurf zur Landschaftsinitiative ausgestaltet
hatte, führte der Ständerat die Eintretensdebatte über die beiden Geschäfte
zusammen. Kommissionssprecher Jakob Stark (svp, TG) stellte die wichtigsten Elemente
der Vorlage vor, welche die UREK nach der Vernehmlassung überarbeitet und im Mai
einstimmig (bei einer Enthaltung) zuhanden ihres Rats verabschiedet hatte. Die
Kernelemente der Vorlage sind ein Stabilisierungsziel der Anzahl Gebäude ausserhalb
der Bauzone sowie der Ansatz, mittels welchem dieses Ziel erreicht werden soll. Dieser
Ansatz umfasst zum einen ein Planungsinstrument, das die Kantone verpflichtet, in
ihren Richtplänen festzuhalten, wie sie das Stabilisierungsziel erreichen wollen. Das
zweite Instrument ist eine neu zu schaffende Abbruchprämie für Bauten und Anlagen
ausserhalb des Baugebiets. Das letzte Instrument besteht in einer Sanktion: Für den
Fall, dass die Kantone die Ziele nicht erreichen, müssten sie ihre Richtpläne innerhalb
von fünf Jahren anpassen, ansonsten wären neue Gebäude ausserhalb der Bauzone nur
noch zulässig, wenn sie kompensiert würden. Die Kommission zielte also insgesamt
darauf, das erwünschte Stabilisierungsziel mit Anreizen anstatt mit Verboten zu
erreichen. Der Entwurf umfasst zudem einen sogenannten «Gebietsansatz», der es
Kantonen erlauben soll, ausserhalb der Bauzonen Spezialzonen zu definieren, in denen
sie nicht standortgebundene Nutzungen (also Nutzungen, die auch innerhalb der
Bauzone denkbar wären) erlauben könnten, sofern sie gleichzeitig Aufwertungs- und
Kompensationsmassnahmen treffen, welche die «Gesamtsituation von
Siedlungsstruktur, Baukultur, Landschaft, Kulturland und Biodiversität» verbessern.
Damit sollen die Kantone mehr Spielraum erhalten, um in der Raumplanung ihren
kantonalen oder regionalen Eigenheiten Rechnung zu tragen, während aufgrund der
Kompensationsmassnahmen gleichzeitig eine «Aufwertung der räumlichen
Gesamtsituation resultiert». Ausserdem soll neu der Grundsatz des Vorrangs der
Landwirtschaft in Landwirtschaftszonen gegenüber nicht landwirtschaftlicher Nutzung
im Gesetz festgeschrieben werden. Nicht zuletzt soll der Vollzug des Abbruchs illegaler
Bauten ausserhalb der Bauzone gestärkt werden, indem die Zuständigkeiten der
relevanten kantonalen Behörden ausgebaut werden, womit den Gemeinden in dieser
Sache der Rücken gestärkt werden soll. 

Das Eintreten auf die Vorlage war unbestritten. Unter anderem war man sich einig, dass
der Zersiedlungsdruck auf die Nichtbauzonen gestiegen sei und auch noch weiter
steigen werde – etwa durch den Strukturwandel in der Landwirtschaft, die
Bevölkerungsentwicklung sowie das gewachsene Bedürfnis in der Bevölkerung nach
Freizeitbeschäftigungen auf dem Land. Nachdem in der ersten Teilrevision des RPG die
Eindämmung der Zersiedelung innerhalb der Bauzonen angegangen worden war, müsse
man nun aufpassen, dass sich die Zersiedlung nicht auf die Nichtbauzonen verlagere,
sagte etwa Heidi Z'graggen (mitte, UR). Einer solchen Entwicklung müsse jetzt mit der
zweiten Teilrevision vorgebeugt werden. Auch Bundesrätin Simonetta Sommaruga
sprach sich für Eintreten aus. Sie lobte die Vorlage und die Arbeit der Kommission.
Insgesamt sei die Vorlage ein guter indirekter Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative,
denn sie trage zu einer Stärkung des Grundsatzes der Trennung von Baugebiet und
Nichtbaugebiet bei. Eintreten wurde schliesslich ohne Gegenantrag beschlossen.

Allerdings kündigten verschiedene Redner und Rednerinnen bereits in der
Eintretensdebatte an, dass bei der Detailberatung noch einige wichtige Fragen zu klären
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seien. So kam es denn auch zu einer langen Detailberatung der Vorlage. Die
Ständerätinnen und Ständeräte folgten beispielsweise einem Minderheitsantrag von
Martin Schmid (fdp, GR), der eine Ausnahme für touristische Nutzung vom
Stabilisierungsziel für die Bodenversiegelung in der ganzjährig bewirtschafteten
Landwirtschaftszone in den Entwurf aufnehmen wollte. Weiter stellten sie sich hinter
eine Minderheit Daniel Fässler (mitte, AI) und beschlossen damit, den Gebietsansatz
nicht nur auf Bergkantone zu beschränken, sondern allen Kantonen zugänglich zu
machen. Eine zweite Minderheit Fässler, die vom Ständerat ebenfalls angenommen
wurde, zielte darauf ab, explizit im Gesetz festzuhalten, dass nicht mehr benötigte
landwirtschaftliche Bauten unter den gleichen Bedingungen wie beim Gebietsansatz
generell zu Wohnzwecken umgenutzt werden können. Kommissionssprecher Jakob
Stark gab zu bedenken, dass solche Umnutzungen bereits im Gebietsansatz möglich
seien. Eine explizite Formulierung im Gesetz würde allerdings den Eindruck erwecken,
dass die Umnutzungen eine spezielle Bedeutung hätten. Der Artikel sei auch in der
Vernehmlassung gewesen und dort hätten die Landwirtschaftsverbände
zurückgemeldet, dass sie davon einen verstärkten Druck auf die Landwirtschaftszonen
erwarteten. Ganze 17 Kantone hätten sich explizit ablehnend geäussert und nur der
Kanton Wallis habe den Artikel positiv bewertet. Roberto Zanetti (sp, SO) bezeichnete
den Antrag gar als «Sargnagel» für die Vorlage als indirekten Gegenentwurf zur
Landschaftsinitiative. Eine Mehrheit der kleinen Kammer folgte jedoch Daniel Fässler
und Beat Rieder (mitte, VS), welche in dieser Sache Klarheit schaffen wollten – vor
allem, um zu verhindern, dass möglicherweise durch «bundesgerichtliche
Rechtsprechung der Parlamentswille nicht vollzogen wird». Schliesslich folgte die kleine
Kammer auch einem Minderheitsantrag von Lisa Mazzone (gp, GE), mit dem explizit im
Entwurf festgehalten wurde, dass die Revision einen indirekten Gegenvorschlag zur
Landschaftsinitiative darstellt. Die Mehrheit der Kommission hatte den inoffiziellen
Status als indirekter Gegenentwurf bevorzugt, weil die Vorlage nur in gewissen Teilen
ein indirekter Gegenvorschlag zur Initiative sei, in anderen Teilen aber nicht, weshalb
die Revision unabhängig von der Initiative weiterberaten und entschieden werden solle.
Eine Mehrheit der kleinen Kammer empfand den offiziellen Status der Vorlage als
indirekten Gegenentwurf hingegen als logisch und angezeigt. In der Gesamtabstimmung
nahm der Ständerat den Entwurf einstimmig und ohne Enthaltungen an. 

Das Initiativkomitee der Landschaftsinitiative zeigte sich ob der Entscheide des
Ständerates nur teilweise zufrieden. Zwar habe der Ständerat das Stabilisierungsziel mit
einer griffigen Umsetzung beschlossen und damit das zentrale Anliegen der Initiative
aufgenommen. Gleichzeitig habe der Rat aber auch zusätzliche Ausnahmen für das
Bauen ausserhalb der Bauzonen beschlossen, womit die Trennung von Bau- und
Nichtbaugebiet wieder in Frage gestellt werde. Das Komitee störte sich insbesondere
daran, dass die Vorlage in der Version des Ständerates die Umnutzung von nicht mehr
benötigten landwirtschaftlichen Gebäuden zu Wohnzwecken «praktisch unbegrenzt
[erlaube]». Die Initiantinnen und Initianten zögen weiterhin einen Rückzug der Initiative
in Betracht, falls der Gegenvorschlag den Anliegen der Initiative gerecht werde. «Davon
sind wir allerdings noch ein gutes Stück entfernt», sagte Elena Strozzi, die
Geschäftsleiterin der Landschaftsinitiative. 48

Wohnungsbau und -eigentum

Die RK-SR beriet an ihrer Sitzung Mitte Februar 2022 die Motion ihrer
Schwesterkommission, welche die «Änderung des Bundesgesetzes über den Erwerb
von Grundstücken durch Personen im Ausland (Lex Koller) dem Parlament
unterbreiten» wollte. Die Mitglieder der Kommission beschlossen mit 9 zu 3 Stimmen,
dem Ständerat die Ablehnung der Vorlage zu empfehlen. Im Kommissionsbericht
begründete die RK-SR ihren Entscheid insbesondere mit den ablehnenden
Rückmeldungen während der 2017 durchgeführten Vernehmlassung. Gemäss der
Kommission habe sich die Ausgangslage inzwischen nicht wesentlich verändert, auch
nicht im Zuge der wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie. Im Gegenteil, die
Pandemie habe einmal mehr gezeigt, dass die Berggebiete – insbesondere die
touristisch orientierten Gebiete – auf ausländische Investitionen angewiesen seien.
Nicht zuletzt störte sich die Kommission auch daran, dass die Motion bezüglich der
revisionsbedürftigen Punkte der Lex Koller zu vage formuliert sei und dadurch nicht klar
sei, was genau ihr Anliegen ist. Die links-grüne Minderheit der Kommission beantragte
derweil die Annahme der Motion, da einige Punkte der Revision in der Vernehmlassung
durchaus auf Zustimmung gestossen seien und deshalb im Rat diskutiert werden
sollten.

MOTION
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In der Frühlingssession 2022 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion.
Kommissionssprecher Daniel Fässler (mitte, AI) unterstrich dabei, dass die RK-SR
keinen Handlungsbedarf bei der Lex Koller sehe. Dank dieser besitze die Schweiz
bereits heute ein funktionierendes, restriktives immobilienpolitisches
Regulierungsinstrument, das weder geschwächt noch verschärft werden sollte.
Weiterhin sei nicht klar, welche Änderungen denn mit einer Neubelebung der Vorlage
vorgenommen werden sollten. Eine Lockerung beim Erwerb von Anteilsscheinen von
Wohnbaugenossenschaften sei bereits 2021 im Ständerat verworfen worden. Die 1997
beschlossene Abschaffung der Bewilligungspflicht für den Erwerb von Betriebsstätten
habe sich ebenso bewährt wie der Entscheid, 2005 den Erwerb von Aktien an
börsenkotierten Immobiliengesellschaften 2005 von der Lex Koller auszunehmen.
Änderungen an diesen Entscheiden hätten schwerwiegende Folgen, zudem gebe es
weiterhin keine Unterstützung für solche Verschärfungen, wie beispielsweise eine
kürzlich veröffentlichte und klar ablehnende Stellungnahme der Konferenz der
kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren gezeigt habe. Lisa Mazzone (gp, GE) und Carlo
Sommaruga (sp, GE) sprachen sich hingegen für eine Annahme der Motion aus. Sie
argumentierten, dass eine Diskussion über die Lex Koller nötig sei. Verschärfungen in
diesem Bereich, durch die Limitierung des Einflusses von ausländischem Kapitel,
könnten etwa den starken Anstieg der Häuserpreise bremsen. Ausserdem hob Mazzone
hervor, dass ein erneutes Revisionsvorhaben der Lex Koller eine Möglichkeit wäre, doch
noch aussereuropäischen Staatsangehörigen den Erwerb von Anteilscheinen von
Wohnbaugenossenschaften zu ermöglichen. Die aktuelle Regelung verunmögliche
diesen Personen den Zugang zu billigem Wohnraum, was nicht im Sinne der Lex Koller
sei. Nachdem sich auch Beat Rieder (mitte, VS) sowie Bundesrätin Karin Keller-Sutter
ablehnend zur Motion geäussert hatten, schritten die Ständerätinnen und Ständeräte
zur Abstimmung. In dieser sprachen sie sich mit 26 zu 11 Stimmen (bei 3 Enthaltungen)
deutlich gegen die Motion aus. Anders als noch im Nationalrat stimmten die Mitglieder
der SVP-Fraktion in der kleinen Kammer für eine Ablehnung der Motion. 49

Umweltschutz

Gewässerschutz

Der Bundesrat publizierte im Mai 2022 in Erfüllung eines Postulats von Beat Rieder
(mitte, VS) einen Grundlagenbericht über die Wasserversorgungssicherheit und das
Wassermanagement in der Schweiz. Im Postulatsbericht ging der Bundesrat
insbesondere auf den Wasserbedarf, auf die Notwendigkeit eines Wassermanagements,
auf Schutz- und Nutzungskonflikte im Bereich der Wasserversorgung und auf
internationale Verpflichtungen bei der Nutzung des Wassers ein.
Der Bericht fokussierte stark auf den Klimawandel und die daraus folgenden
Konsequenzen für das Wasservorkommen und die -nutzung. Die Folgen des
Klimawandels – vor allem vermehrte Trockenperioden im Sommer – führten dazu, dass
die Gewässer generell weniger Wasser führten. Die Trockenheit steigere auch den
Wasserbedarf in der Landwirtschaft, währenddem gleichzeitig zum Schutz der
Ökosysteme die Wasserentnahme eingeschränkt werden müsste. Ein regionales
Wassermanagement – also der Fokus auf Wassermengen- und Versorgungsfragen von
Trink- und Brauchwasser – zum rechtzeitigen Erkennen und Lösen dieser
Nutzungskonflikte sei daher wünschenswert. Weiter wurde vorgeschlagen, eine
kantonale Berichterstattungspflicht bei Trockenheitssituationen einzuführen: Die
Kantone sollen dem Bund über die während einer Phase der Trockenheit ergriffenen
Massnahmen (beispielsweise Entnahmeverbote) berichten und aufzeigen, inwiefern ihre
Planung im Hinblick auf künftige derartige Ereignisse angepasst werden müsste, um
einer Verschärfung der Trockenheitsproblematik vorzubeugen. Zudem sollten für ein
funktionierendes Wassermanagement verlässliche Wassernutzungsdaten erhoben
werden. Betreffend die internationale Zusammenarbeit wurde im Bericht festgehalten,
dass die grenzüberschreitende Nutzung und der Schutz der Gewässer bestens etabliert
seien und erkannter Handlungsbedarf in den entsprechenden Gremien behandelt
werde. 50
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Im September 2020 reichte Gabriela Suter (sp, AG) ein Postulat ein, gemäss dem der
Bundesrat prüfen sollte, mit welchen rechtlichen Massnahmen die
Einflussmöglichkeiten des Bundes beim Erwerb oder Verkauf von
arbeitsmarktrelevanten Unternehmen verstärkt werden könnten. Konkret sollte er
damit, wie in anderen europäischen Staaten bereits möglich, den Erhalt von
Arbeitsplätzen in der Schweiz ermöglichen können. 
In seiner Stellungnahme vom November 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. Er fürchtete, dass eine Verstärkung staatlicher Einflussmöglichkeiten zu
einem Attraktivitätsverlust der Schweiz führen und die Schaffung neuer Arbeitsplätze
erschweren könnte. Hingegen sei er dabei, gesetzliche Grundlagen zur Kontrolle
ausländischer Investitionen zu schaffen, wie es die Motion Rieder (mitte, VS; Mo.
18.3021) gefordert hatte. 
Zwei Jahre nach Einreichung zog Suter ihr Postulat in der Herbstsession 2022
kommentarlos zurück. 51

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
GIADA GIANOLA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Nachdem der Nationalrat eine Motion seiner SGK zur Implementierung einer
nachhaltigen Data-Literacy-Strategie in der digitalen Transformation des
Gesundheitswesens gutgeheissen hatte, befasste sich der Ständerat in der
Herbstsession 2022 mit dem Geschäft. Peter Hegglin (mitte, ZG) empfahl im Namen der
SGK-SR die Ablehnung des Vorstosses. Es existierten bereits zahlreiche Projekte im
Bereich Data Literacy, welche vom Bundesrat genehmigt worden seien und bereits
umgesetzt würden. Angesichts der bereits laufenden Arbeiten und dem nicht klar genug
formulierten Auftrag an die Landesregierung erachte die Kommission das Geschäft als
überflüssig, so Hegglin. Beat Rieder (mitte, VS) sprach sich mittels Einzelantrag für die
Motion aus. Im Gesundheitswesen fehle seit Jahrzehnten eine genügend gute
Datengrundlage, um «strategisch relevante Grundsatzentscheidungen in die richtige
Richtung» treffen zu können. Dies habe er während der Covid-19-Pandemie am Beispiel
der Zusammenarbeit zwischen dem BAG und dem BFS beobachten können. Zentral sei
ein interprofessioneller Ansatz, damit die aktuellen Blockaden gelöst werden könnten.
Gesundheitsminister Berset hingegen betonte die Fortschritte, welche in den
vergangenen zwei Jahren gemacht worden seien. Die Datenharmonisierung, das
Verbessern von Datenanalysekompetenzen im Gesundheitswesen und der Gebrauch
von Gesundheitsdaten in der Forschung würden bereits in verschiedenen Initiativen
verfolgt. Daher erachte er die Motion als nicht für angezeigt. Die kleine Kammer lehnte
das Geschäft in der Folge mit 35 zu 8 Stimmen ab. 52

MOTION
DATUM: 20.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im März 2021, wenige Tage nach der ersten Behandlung der AHV 21 durch den
Ständerat, reichte Beat Rieder (mitte, VS) ein Postulat ein, mit dem er eine Finanzierung
der AHV durch eine Finanzmarkttransaktionssteuer prüfen lassen wollte. Konkret sollte
der Bundesrat die Ausgestaltung einer solchen Steuer für eine mittel- und langfristige
Finanzierung der AHV aufzeigen, welche das Vorsorgewerk über das aktuelle AHV-
Reformprojekt hinaus für die Jahre 2030 bis 2040 (mit-)finanzieren sollte. Der
Bundesrat verwies in seiner Antwort auf die bereits bestehende
Finanzmarkttransaktionssteuer, die Stempelabgabe, und auf die Bemühungen, diese
teilweise abzuschaffen. Entsprechende Umsatzabgaben berücksichtigten zudem die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Betroffenen nicht und würden der Schweizer
Börse sowie den Schweizer Finanzintermediären schaden. Im Juni 2021 behandelte der
Ständerat den Vorstoss und folgte dabei einem Ordnungsantrag Stöckli (sp, BE) auf
Zuweisung der Vorlage an die WAK-SR. 53
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Krankenversicherung

Im Februar 2021 beriet die SGK-SR die Motion von Filippo Lombardi (cvp, TI) zur
Wiederherstellung der Transparenz bei den Gesundheitskosten, die ihr der Ständerat
zuvor zugewiesen hatte. Dabei hörte sie sich Vertreterinnen und Vertreter der GDK, der
Versicherungen und der Prämienzahlenden an und zeigte sich in der Folge zwar
überzeugt von der Relevanz der Kontrolle der Kantone über die Schätzungen zu den
Gesundheitskosten, nicht aber ihre Kontrolle der Prämien. Wie zuvor der Bundesrat
verwies auch die Kommission hier auf die Übersicht, welche das BAG – im Unterschied
zu den Kantonen – über die gesamten die Prämien beeinflussenden Kosten habe,
weshalb dieses besser zur Prämienkontrolle fähig sei als die Kantone. Eine
Kommissionsminderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) teilte die Empfehlung der
Kommissionsmehrheit auf Ablehnung der Motion jedoch nicht. Der Ständerat
behandelte die Motion zusammen mit fünf Standesinitiativen mit ähnlichem Anliegen.
Beat Rieder (mitte, VS) verteidigte die Motion Lombardi für den aus dem Rat
ausgeschiedenen Motionär. Er betonte, dass es bei dieser Motion nur darum gehe, den
Kantonen die «Möglichkeit zu geben, ihre Stellungnahmen auf der Basis einer
vollständigen Datenlage zu formulieren», ihnen also Zugang zu den dazu notwendigen
Daten zu gewähren, was insbesondere im Hinblick auf die Einführung eines
monistischen Finanzierungssystems für die Gesundheitsleistungen (EFAS) wichtig – ja
sogar «unabdingbar» – sei. Dadurch komme es aber nicht zu einer
Kompetenzverschiebung vom Bund zu den Kantonen. Mit 22 zu 18 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) nahm der Ständerat daraufhin die Motion an. 54

MOTION
DATUM: 08.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Nach der Überweisung des von der RK-SR erarbeiteten Erlassentwurfs über die
Stärkung der Rahmenbedingungen des Schweizer Gemeinnützigkeits- und
Stiftungswesens an den Bundesrat, zeigte sich dieser wohlwollend mit der
ausgearbeiteten Vorlage und beantragte dem Parlament Eintreten und Zustimmung.
Lediglich für die Optimierung der Stifterrechte betreffend Organisationsänderungen
ermahnte er in seiner Stellungnahme, nicht nur die Eigeninteressen des Stifters,
sondern grundsätzlich das bessere Funktionieren der Stiftung im Auge zu behalten.

Dass die parlamentarische Initiative von alt-Ständerat Werner Luginbühl (bdp, BE) kein
einfaches Vorhaben sein würde, zeigte sich nicht nur in der Langwierigkeit der
Behandlungen – wurde das Geschäft doch bereits 2014 eingereicht –, sondern auch in
den einführenden Worten von Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS) zur
Sommersession 2021. So habe das Anliegen von Anfang an nicht nur einen «harzigen
Verlauf», sondern in beiden Räten auch einen «schweren Stand» gehabt, nicht zuletzt
auch, weil die ursprünglichen acht Anpassungspunkte einen gewissen «Sprengstoff» in
sich geborgen hätten. Die nun zur Beratung unterbreitete Vorlage sei eine punktuelle
Anpassung in zwei der acht Punkte mit bewusstem Verzicht auf das Aufgreifen der
verbleibenden sechs und entspreche dem kleinsten gemeinsamen Nenner der beiden
Räte. So erhoffe man sich, die Vorlage voran- und schliesslich zu einem konkreten
Abschluss bringen zu können. Dies insbesondere auch, um der grossen Bedeutung der
Stiftungen für die Schweiz Rechnung zu tragen. So seien beispielsweise nicht etwa –
entgegen der landläufigen Meinung – der Bund, die Kantone oder die Gemeinden die
bedeutendsten Kulturförderer, sondern unzählige Schweizer Stiftungen, die über ihre
finanziellen Zustüpfe den Sektor aufrechterhielten. Im Ständerat schien diese
Argumentation zu fruchten, beschloss man doch Eintreten ohne Gegenantrag.
Im Hinblick auf die Detailberatungen war ein Änderungsantrag Reichmuth (mitte, SZ),
gemäss Offenlegung seiner Interessenbindung Stiftungspräsident der «Winterhilfe
Kanton Schwyz», eingegangen, der die neuerliche Aufnahme des Kontrollinteresses bei
der Stiftungsaufsichtsbeschwerde, das im Zuge der Vorbehandlungen aus dem Entwurf
gestrichen worden war, forderte. Dieses soll gemäss Reichmuth «den Schutz des
Stifterwillens sicherstellen und damit auch die Übereinstimmung der Verwaltung der
Stiftung mit dem Gesetz und den Statuten». Die gängige Praxis zeige, dass die
Beschwerde als Rechtsmittel in der heutigen Form die rechtskonforme
Stiftungsführung nur ungenügend gewährleiste, nicht zuletzt auch, weil die
Rechtsprechung zu uneinheitlich und die Beschwerdelegitimation zu restriktiv bzw.
einseitig seien. So könne beispielsweise ein Destinatär bedenkenlos eine
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Stiftungsbeschwerde einreichen, während einem Stifter oder Stiftungsratsmitglied bei
einem nicht rechtskonformen Verhalten der Stiftung die Hände gebunden seien.
Kommissionssprecher Rieder begründete die Streichung des Artikels mit
definitorischen Gründen: Tatsächlich liege ein wesentliches Problem dieses Zusatzes in
einer fehlenden Legaldefinition des Begriffs «berechtigtes Kontrollinteresse», was
mitunter zu einer Häufung von Beschwerden führen könne, welche die Stiftung selbst
als Beschwerdegegenstand fokussieren könnte, womit einer Popularbeschwerde Tür
und Tor geöffnet würde. Des Weiteren unterstützte Thomas Hefti (fdp, GL) die
Kommissionsposition, indem er argumentierte, dass Stiftungen im Unterschied zu
anderen Institutionen bereits von Rechts wegen einer staatlichen bzw. öffentlichen
Aufsicht unterstünden und somit auch auf Unregelmässigkeiten kontrolliert würden.
Daniel Fässler (mitte, AI) unterstützte das Anliegen, ging aber grundsätzlich nicht davon
aus, dass der Antrag durchkommen würde. Daher schlug er zuhanden des Zweitrats vor,
konkrete Beispiele für die Legaldefinition anzuführen. Wie die abschliessende
Abstimmung zeigte, würde sich Fässler diesbezüglich wohl auf das Einlenken des
Nationalrates verlassen müssen, da man sich im Ständerat mit 32 zu 6 Stimmen gegen
den Antrag stellte.
Sämtliche anderen Ziffern der Vorlage wurden diskussionslos jeweils gemäss dem
Kommissionsantrag angenommen und auch in der Gesamtabstimmung nahm der
Ständerat den Entwurf ohne Gegenstimme mit 39 Stimmen bei einer Enthaltung an. 55

Nach den ersten Beratungen des Entwurfs der RK-SR zum Gemeinnützigkeits- und
Stiftungswesen in Umsetzung einer parlamentarischen Initiative Luginbühl (bdp, BE)
waren zur Differenzbereinigung in der Herbst- und Wintersession 2021 noch zwei
Differenzen offen.

Bei der ersten Differenz wollte der Nationalrat neu das Beschwerderecht im Rahmen
von Stiftungen gesetzlich regeln und auf Personen ausweiten, die ein «berechtigtes
Kontrollinteresse» an der Arbeit des Stiftungsrates haben. Der Ständerat folgte jedoch
stillschweigend seiner Kommission, lehnte diesen Punkt ab und hielt somit an der
Differenz fest. Der Artikel sei zu undeutlich formuliert, weshalb man eine
Beschwerdeflut und somit eine Schwächung des Stiftungsstandorts Schweiz und der
Rechtssicherheit fürchte, erklärte Kommissionssprecher Beat Rieder (mitte, VS). Zudem
sei die bereits bestehende Aufsicht über Stiftungen ausreichend und funktioniere gut.
Doch auch der Nationalrat hielt in der Wintersession 2021 auf Anraten seiner
Kommissionsmehrheit und gegen eine Minderheit Vogt (svp, ZH) an der Differenz fest:
Die Formulierung eines «berechtigte[n] Kontrollinteresse[s]» werde eine
Beschwerdeflut verhindern, argumentierte Kommissionssprecherin Judith Bellaïche
(glp, ZH). Erfolglos blieb auch eine Minderheit Dandrès (sp, GE), die den Beschwerdeweg
noch weiter öffnen und die Bedingung eines «berechtigten Interesses» streichen
wollte. In der Folge stimmten beide Räte einem Kompromissvorschlag zu: So hatte eine
erfolgreiche Minderheit Sommaruga (sp, GE) im Ständerat vorgeschlagen, das
Beschwerderecht begrenzter zu erweitern, als es der Nationalrat ursprünglich
vorgesehen hatte. Konkret sollten Spenderinnen und Spender sowie ihnen
nahestehende Personen, welche der Nationalrat einschliessen wollte, vom
Beschwerderecht ausgeschlossen werden. Der Ständerat folgte diesem Vorschlag mit
26 zu 17 Stimmen. Der Bundesrat, welcher sich ursprünglich gegen eine Erweiterung
ausgesprochen hatte, erachtete diesen Kompromiss ebenfalls als machbare Lösung, wie
Karin Keller-Sutter erläuterte. In der Folge stimmte auch der Nationalrat dieser Lösung
stillschweigend zu, womit diese erste Differenz bereinigt war. Damit haben nun
Begünstigte und Gläubiger einer Stiftung, sowie Stifter und Zustifter, ihnen
nahestehende Personen und Stiftungsratsmitglieder ein Beschwerderecht. Dafür muss
jedoch ein berechtigtes Kontrollinteresse daran, dass die Stiftung im Sinne des
Stiftungszwecks handelt, nachgewiesen werden können.

Eine zweite Differenz hatte der Nationalrat bei der Frage, ob Stiftungen, die ihre
Stifungsorgane entsprechend ihrer Aufgaben entlöhnen, steuerbefreit werden
können, geschaffen. Die RK-SR wollte auch hier an der ablehnenden Haltung des
Ständerats festhalten, da diese Forderung in der Vernehmlassung von 18 Kantonen strikt
abgelehnt worden sei, wie Kommissionssprecher Rieder die Mehrheitsposition
ausführte. Die Kommission befürchtete etwa, dass Stiftungsgelder so in Löhne statt in
den tatsächlichen Stiftungszweck fliessen würden. Der Ständerat folgte stillschweigend
seiner Rechtskommission, woraufhin aber auch der Nationalrat an seiner Version
festhielt, um eine professionellere Stiftungsführung zu ermöglichen. Zudem gehe es
eben um «angemessene» und nicht um «marktkonforme» Löhne, wie der Ständerat
befürchtet hatte. Die Argumentation des Ständerates sei widersprüchlich, da er den
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zweckmässigen Einsatz der Gelder bei den Löhnen fürchte, aber gleichzeitig eine
Beschwerdemöglichkeit für solche Fälle verhindern wolle, kritisierte
Kommissionssprecherin Bellaïche den Schwesterrat. Nach einem weiteren Festhalten
des Ständerats lenkte der Nationalrat ein und verzichtete auf diese Ergänzung, womit
auch die letzte Differenz bereinigt werden konnte.

Das Geschäft war damit für die Schlussabstimmungen bereit, welche noch in der
Wintersession 2021 stattfanden. Der Nationalrat nahm den Entwurf mit 141 zu 52
Stimmen an, wobei alle ablehnenden Stimmen von Mitgliedern der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion stammten. Der Ständerat nahm die Vorlage hingegen
einstimmig mit 43 Stimmen an. Damit kamen die Beratungen zur parlamentarischen
Initiative Luginbühl und zu deren Umsetzung nach gut sieben Jahren zu einem Ende. 56

Urheberrecht

Die RK-NR hatte im Januar 2021 an ihrem Beschluss festgehalten, der
parlamentarischen Initiative von Philippe Nantermod (fdp, VS), welche die Abschaffung
der Vergütung auf Werkverwendungen in privaten Räumlichkeiten von Hotels,
Ferienwohnungen, Spitälern und Gefängnissen forderte, Folge zu geben. Der
Nationalrat war dieser Empfehlung in der Frühlingssession 2021 gefolgt, weshalb das
Geschäft abermals zurück an die RK-SR ging. Diese beharrte im Januar 2022 ebenfalls
auf ihrer Position und empfahl, wenn auch weniger deutlich als zuvor – dieses Mal mit 8
zu 4 Stimmen (bei 1 Enthaltung) – der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben,
womit eine Beratung in der kleinen Kammer in der Frühlingssession 2022 nötig wurde.
Als Hauptargument gegen Eintreten, führte Carlo Sommaruga (sp, GE) als Sprecher für
die ständerätliche Kommissionsmehrheit im Rat an, dass der so genannte «AGUR-
Kompromiss», welcher im Rahmen der jüngsten Revision des Urheberrechtsgesetzes
erarbeitet worden sei, nicht in Frage gestellt werden sollte. Er betonte, wie schwierig es
gewesen sei, diesen Kompromiss zu finden. Beat Rieder (mitte, VS), welcher sich im
Namen der Kommissionsminderheit für Eintreten aussprach, hielt dagegen, dass der
AGUR-Kompromiss den Bundesgerichtsentscheid von 2012, der festgelegt hatte, dass
die genannten Bereiche als private Zonen einzustufen seien und Abgaben somit
ungerechtfertigt seien, quasi ausgehebelt habe. Würde keine Folge gegeben, würde
damit also akzeptiert, dass Vereinbarungen, die ausserhalb des Parlaments getroffen
werden, Bundesgerichtsentscheide aushebeln können. Zudem werde damit das Signal
vermittelt, dass man sich in solchen Fällen nicht einmal mehr wage, in einer
Gesetzesberatung zu prüfen, ob nicht einzelne Ausnahmen gewährt werden sollten. Der
Ständerat hielt allerdings an der Mehrheitsposition der RK-SR fest und versenkte die
parlamentarische Initiative mit 29 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung endgültig. 57
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Medien

Medien

Dans le cadre de la modification du code de procédure civile pour une meilleure
pratique et application du droit, le Conseil des États traitait notamment de la
proposition de sa commission des affaires juridiques (CAJ-CE) d'une modification de
l'article 266, relatif aux mesures provisionnelles à l'encontre des médias périodiques.
Peu connues du grand public, les mesures provisionnelles sont des outils d'urgence
donnant à la justice la possibilité d'interdire provisoirement la publication d'un article
ou d'un reportage nuisant à la réputation d'un tiers sur demande de celui-ci. Selon le
code de procédure civile, l'utilisation des mesures provisionnelles est justifiée lorsque
des critères stricts sont remplis, ceci afin de protéger la liberté d'expression et la
liberté de la presse. L'un de trois critères principal stipule que le possible préjudice
causé par la publication de l'article doit être «particulièrement grave». Par 8 voix
contre 2 et 2 abstentions, la CAJ-CE souhaitait supprimer l'adverbe
«particulièrement». 
Une minorité composée de Carlo Sommaruga (ps, GE) et Christian Levrat (ps, FR)
s'opposait  à la proposition de la commission, arguant qu'il n'existe pas de besoin d'agir
à l'heure actuelle. En effet, ni la doctrine juridique, ni la jurisprudence n'ont à un
moment ou à un autre laissé entendre qu'un changement serait nécessaire, plaidait
Sommaruga à la tribune, ajoutant qu'aucune intervention parlementaire pour une
modification ou une clarification des mesures provisionnelles n'a été déposée depuis
l'entrée en vigueur de l'article 266 du code de procédure civile en 2011. Les deux
sénateurs socialistes regrettaient également l'absence de procédure de consultation
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concernant cette modification en particulier, empêchant ainsi la participation formelle
des médias à ce débat qui les concernent au plus haut point. Si la modification semblait
minime au premier abord, le passage d'un «préjudice particulièrement grave» à un
«préjudice grave» pour justifier l'interdiction provisoire de parution d'un contenu
journalistique faisait craindre une forme de censure médiatique dans le milieu de la
presse. Alors que le sénateur Thomas Hefti (plr, GL), à l'origine de la proposition,
souhaitait ainsi protéger les citoyennes et citoyens lambdas d'abus médiatiques, les
opposant.e.s soulignaient que les mesures provisionnelles sont aujourd'hui
principalement utilisées par des personnes au bénéfice d'importants moyens
financiers, qui souhaitent avant tout protéger leur image. Cependant, cette image du
«pauvre journaliste qui fait face à l'oligarque russe» ne plaisait pas à Beat Rieder
(centre, VS). Le haut-valaisan rappelait que «des grands groupes de presse, flanqués de
services juridiques bien dotés, dominent la scène médiatique» aujourd'hui. 
Alors que le Conseil fédéral recommandait de suivre la minorité, les sénatrices et
sénateurs se sont prononcés par 30 voix contre 12 et une abstention pour la
proposition de la commission. Les représentantes et représentants des cantons
considéraient ainsi que les critères à remplir pour bénéficier des mesures
provisionnelles restaient assez stricts pour garantir l'efficacité du travail des médias
tout en accordant une meilleure protection de la personnalité à la population. 
Cette décision a fait couler beaucoup d'encre dans la presse, qui s'est montrée très
critique vis-à-vis du Conseil des États. «La Liberté» reprochait notamment aux
parlementaires de s'être mués en «apprentis sorcier». «Incapables d'avancer un seul
exemple où l'adverbe honni aurait permis une publication dommageable», ils auraient
«bâclé leur travail» et bafoué l'appellation de «chambre de réflexion» fréquemment
attribuée à la petite chambre. Des échos similaires se sont fait entendre dans tout le
monde suisse de la presse, qui espère désormais que le Conseil National déjuge son
homologue des États. 58

Medienpolitische Grundfragen

Le Conseil des États avait suivi l'avis de sa commission en donnant suite à l'initiative
parlementaire Lombardi (pdc, TI), reprise par Beat Rieder (centre, VS). Le Conseil
national a fait de même en rejetant l'objet par 84 voix contre 76 et 31 abstentions,
comme proposé par la majorité de la commission des transports et des
télécommunications (CTT-CN). Les fractions UDC et PLR ont fait pencher la balance,
alors que la majorité des socialistes se sont abstenu.e.s. L'initiative parlementaire, qui
avait pour but de modifier l'article 93 de la Constitution fédérale, est donc liquidée.
Kurt Fluri (plr, SO), pour la commission, a notamment souligné l'incohérence d'adopter
un nouvel article stipulant que «la législation sur les médias relève de la compétence de
la Confédération», alors même que des discussions fleurissent ça et là pour un soutien
cantonal à la presse à la suite du refus populaire du paquet d'aide aux médias le 13
février 2022. 59
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Der Glarner Nationalrat Martin Landolt (mitte, GL) wird neuer
Verwaltungsratspräsident von Santésuisse, wie der Krankenkassen-Dachverband im
März 2022 bekanntgab. Die formelle Wahl durch die Generalversammlung des Verbands
solle am 22. Juni 2022 erfolgen. Landolt tritt damit die Nachfolge des früheren Bündner
SVP-Nationalrats Heinz Brand an, der den Santésuisse-Verwaltungsrat seit 2015
präsidiert hatte.
Die Santésuisse-Mitteilung folgte einige Monate nach einem NZZ-Bericht, wonach der
Verband Mühe habe, eine politisch vernetzte Persönlichkeit für die Nachfolge von
Brand zu finden; mehrere angefragte bürgerliche Parlamentsmitglieder hätten
Santésuisse einen Korb gegeben. Die NZZ vermutete dafür zwei Gründe: Erstens sei der
Posten angesichts der Spaltung der Krankenkassenbranche in die Verbände Santésuisse
und Curafutura schwierig und verspreche wenig Lorbeeren. Zweitens werde die
Übernahme von Verbandsspitzenposten durch Parlamentsmitglieder von der
Öffentlichkeit heute kritischer beurteilt als früher und aufgrund einer hängigen
parlamentarischen Initiative Rieder (mitte, VS; Pa.Iv. 19.414) könnte ein bezahltes
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Santésuisse-Mandat für Mitglieder der Gesundheitskommissionen sogar bald verboten
werden.
Über mögliche Filz-Vorwürfe hatten sich auch Martin Landolt und Santésuisse
Gedanken gemacht: Um künftig nicht als Santésuisse-Lobbyist im Bundeshaus zu gelten,
werde sich Landolt zum Legislaturende im Herbst 2023 aus der nationalen Politik
zurückziehen. Gemäss Landolt sei diese Entflechtung auch ein Wunsch des Verbands
selbst. Dass er dennoch nicht sofort aus dem Nationalrat zurücktrete, sondern erst
über ein Jahr nach seinem Amtsantritt als Santésuisse-Präsident, begründete Landolt
damit, dass er dem Kanton Glarus «eine Ersatzwahl nur ein Jahr vor den ordentlichen
Wahlen ersparen» wolle. 60
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